
 
3. Kapitel: Weiterbildung und Höherqualifizierung 
 

Anlagen 
 
 
In dieser Anlage befinden sich die Verordnungen zu den vorgestellten 
Höherqualifizierungen im Logistikbereich. 
 
 
 Fachkauffrau/Fachkaufmann für Außenwirtschaft 

 Fachkauffrau/Fachkaufmann Einkauf und Logistik 

 Handelsfachwirtin/Handelsfachwirt 

 Kraftverkehrsmeisterin/Kraftverkehrsmeister 

 Meisterin/Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft 

 Meisterin/Meister für Lagerwirtschaft 

 Verkehrsfachwirtin/Verkehrsfachwirt 

 Staatlich geprüfte/r Betriebswirtin/Betriebswirt Logistik 
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Verordnung über die Prüfung zum anerkannten
Abschluss Geprüfter Fachkaufmann für
Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für
Außenwirtschaft

FachkAußPrV

Ausfertigungsdatum: 19.07.2005

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter Fachkaufmann für
Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für Außenwirtschaft vom 19. Juli 2005 (BGBl. I S.
2191)"

Fußnote

 Textnachwis ab:  1. 8.2005 

Eingangsformel 

Auf Grund des § 53 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom
23. März 2005 (BGBl. I S. 931) verordnet das Bundesministerium für Bildung und
Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Die zuständige Stelle kann berufliche Fortbildungsprüfungen zum Geprüften
Fachkaufmann für Außenwirtschaft/zur Geprüften Fachkauffrau für Außenwirtschaft nach
den §§ 2 bis 8 durchführen, in denen die auf einen beruflichen Aufstieg abzielende
Erweiterung der beruflichen Handlungsfähigkeit nachzuweisen ist.

(2) Ziel der Prüfung ist der Nachweis der notwendigen Qualifikationen, die folgenden
Aufgaben unter Berücksichtigung der ökonomischen, ökologischen und sozialen Dimensionen
eines nachhaltigen Wirtschaftens eigenständig und verantwortlich wahrnehmen zu können:
1. Import-, Export- und Transithandelsgeschäfte anbahnen und abwickeln;

 

2. Vorschläge und Entscheidungshilfen zur Unternehmenspolitik im Bereich der
außenwirtschaftlichen Aktivitäten entwickeln;
 

3. Kooperationen mit Außenhandelsunternehmen vorbereiten, Vertriebs- und
Importorganisationen im In- und Ausland aufbauen;
 

4. Auslandsmarketing planen und durchführen;
 

5. Führungsaufgaben wahrnehmen.
 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluss "Geprüfter
Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für Außenwirtschaft".

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen
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(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten dreijährigen

kaufmännischen oder verwaltenden Ausbildungsberuf und danach eine mindestens
einjährige Berufspraxis oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten zweijährigen
kaufmännischen oder verwaltenden Ausbildungsberuf und danach eine mindestens
zweijährige Berufspraxis oder
 

3. eine mindestens fünfjährige Berufspraxis
 

nachweist.

(2) Die Berufspraxis gemäß Absatz 1 muss inhaltlich wesentliche Bezüge zu den in § 1
Abs. 2 genannten Aufgaben haben.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelassen werden, wer durch Vorlage
von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, Kenntnisse und
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) erworben zu haben, die die Zulassung zur
Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung gliedert sich in folgende Handlungsbereiche:
1. Außenwirtschaftliche und volkswirtschaftliche Aspekte;

 

2. Recht im Außenhandel;
 

3. Unternehmen und Außenwirtschaft;
 

4. Internationales Marketing;
 

5. Im- und Exportabwicklung;
 

6. Kommunikation und Organisation.
 

(2) Die Prüfung wird schriftlich und mündlich durchgeführt.

(3) In den Handlungsbereichen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 ist schriftlich in Form
von anwendungsbezogenen Aufgaben zu prüfen. Die Bearbeitungsdauer beträgt im
Handlungsbereich "Außenwirtschaftliche und volkswirtschaftliche Aspekte" in der Regel
60 Minuten und im Handlungsbereich "Recht im Außenhandel" in der Regel 90 Minuten. Die
Bearbeitungsdauer beträgt insgesamt jedoch höchstens 180 Minuten.

(4) In den Handlungsbereichen nach Absatz 1 Nr. 3 bis 5 ist schriftlich in Form von
integrierenden Situationsaufgaben, die insgesamt alle Handlungsbereiche gemäß Absatz
1 berücksichtigen, zu prüfen. Die Bearbeitungsdauer beträgt im Handlungsbereich
"Unternehmen und Außenwirtschaft" in der Regel 90 Minuten, im Handlungsbereich
"Internationales Marketing" in der Regel 60 Minuten und im Handlungsbereich "Im- und
Exportabwicklung" in der Regel 180 Minuten. Die Bearbeitungsdauer beträgt insgesamt
jedoch höchstens 360 Minuten.

(5) Im Handlungsbereich "Kommunikation und Organisation" ist mündlich zu prüfen.

(6) Die mündliche Prüfung gliedert sich in eine Präsentation und ein Fachgespräch.

(7) In der Präsentation soll nachgewiesen werden, dass eine komplexe Problemstellung
der betrieblichen Praxis dargestellt, beurteilt und gelöst werden kann. Die
Themenstellung kann alle in § 4 genannten Prüfungsanforderungen umfassen. Die Dauer
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der Präsentation soll dabei zehn Minuten nicht überschreiten. Die Präsentation geht mit
einem Drittel in die Bewertung der mündlichen Prüfung ein.

(8) Das Thema der Präsentation wird vom Prüfungsteilnehmer gewählt und dem
Prüfungsausschuss vorab zur Kenntnis eingereicht.

(9) In einem Fachgespräch soll ausgehend von der Präsentation nachgewiesen werden,
Berufswissen in unternehmenstypischen Situationen anwenden und sachgerechte Lösungen
im Sinne der Unternehmenspolitik erarbeiten zu können. In diesem Rahmen soll auch
nachgewiesen werden, dass angemessen mit Gesprächspartnern innerhalb und außerhalb des
Unternehmens sprachlich kommuniziert werden kann. Das Fachgespräch soll in der Regel 20
Minuten nicht überschreiten.

(10) Wurden in nicht mehr als zwei schriftlichen Prüfungsleistungen mangelhafte
Prüfungsleistungen erbracht, ist in diesen Handlungsbereichen jeweils eine mündliche
Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei mindestens einer ungenügenden Prüfungsleistung
besteht diese Möglichkeit nicht. Die einzelne Ergänzungsprüfung soll in der Regel nicht
länger als 15 Minuten dauern. Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung und
der mündlichen Ergänzungsprüfung werden zu einer Note zusammengefasst. Dabei wird die
Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung doppelt gewichtet.

(11) Die mündliche Prüfung ist erst dann durchzuführen, wenn in den anderen
Prüfungsleistungen gemäß den Absätzen 2 und 3 mindestens ausreichende Leistungen
erbracht wurden.

§ 4 Inhalt der Prüfung

(1) Im Handlungsbereich "Außenwirtschaftliche und volkswirtschaftliche Aspekte" soll
die Fähigkeit nachgewiesen werden, volkswirtschaftliche Zusammenhänge erkennen und
Auswirkungen wirtschaftspolitischer Maßnahmen auf das Unternehmen beurteilen zu können.
In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Volkswirtschaftliche Einflussfaktoren und Zusammenhänge;

 

2. Wirtschaftspolitik;
 

3. Außenwirtschaftssysteme;
 

4. Grundzüge des Weltwährungssystems;
 

5. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung;
 

6. Organisationen im Welthandel sowie internationale Zusammenschlüsse und
Vereinbarungen.
 

(2) Im Handlungsbereich "Recht im Außenhandel" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden,
die Bedeutung des Rechts im Außenhandelsgeschäft erkennen und die zur Erschließung von
Märkten und zur Durchführung von Außenhandelsgeschäften relevanten Rechtsbestimmungen
anwenden zu können. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte geprüft
werden:
1. Außenwirtschaftsrelevante Rechtsbestimmungen;

 

2. Recht des grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehrs;
 

3. EG-Recht;
 

4. Internationales Privatrecht;
 

5. Vertragsgestaltung;
 

6. Internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit.
 

(3) Im Handlungsbereich "Unternehmen und Außenwirtschaft" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, Kunden und Lieferanten im Ausland akquirieren zu können,
Grundsatzentscheidungen für Auslandsgeschäfte vorbereiten und bewerten sowie Import-
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und Exportorganisationen im In- und Ausland aufbauen zu können. Dabei sollen die
betrieblichen Voraussetzungen geprüft, geeignete Geschäftsarten und -formen ausgewählt
sowie Konzepte und Strategien zur unternehmensspezifischen Umsetzung erarbeitet werden
können. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Unternehmensspezifische Umsetzung außenwirtschaftlicher Aktivitäten;

 

2. Geschäftsformen in der Außenwirtschaft;
 

3. Vertriebsformen bei der Ausfuhr;
 

4. Bezugsformen bei der Einfuhr;
 

5. Dienstleistungen des Außenhandels;
 

6. Betriebswirtschaft, Controlling und Qualitätsmanagement;
 

7. Instrumente der Personalführung einschließlich arbeitsrechtlicher Aspekte.
 

(4) Im Handlungsbereich "Internationales Marketing" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, unter Beachtung der jeweiligen ökonomischen, rechtlichen und gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen der Zielmärkte Maßnahmen des internationalen Marketing
planen, durchführen und bewerten sowie Konzepte und Entscheidungshilfen zu
unternehmerischen Aktivitäten entwickeln zu können. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Strategisches Export-Marketing;

 

2. Marktforschung;
 

3. Marketing Mix;
 

4. Bewertung und Korrektur der Marketingkonzeption.
 

(5) Im Handlungsbereich "Im- und Exportabwicklung" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, Import-, Export- und Transithandelsgeschäfte eigenständig anbahnen und
abwickeln zu können. Dabei sollen unter Beachtung der spezifischen Rahmenbedingungen
des Unternehmens Entscheidungen für ein außenwirtschaftliches Engagement vorbereitet
werden. Dies beinhaltet die Risikoanalyse des Zielmarktes sowie insbesondere die
Prüfung der Rentabilität sowie der finanztechnischen und logistischen Durchführbarkeit.
In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Kalkulation;

 

2. Finanzierung;
 

3. Zahlungsverkehr;
 

4. Risikoabsicherung;
 

5. Zoll-, Devisen-, Steuer- und gewerberechtliche Bestimmungen.
 

(6) Im Handlungsbereich "Kommunikation und Organisation" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, Konzepte zur Organisation von Projekten und Aktivitäten auf
internationalen Märkten entwickeln und umsetzen zu können. Dies beinhaltet den
Einsatz von Instrumenten des Projektmanagements, die Kommunikation und Kooperation
mit nationalen und internationalen Partnern einschließlich der Entwicklung von
Konfliktlösungsstrategien. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte
geprüft werden:
1. Projektmanagement;

 

2. Interkulturelle Kommunikation;
 

3. Moderations- und Präsentationstechniken.
 

§ 5 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin kann auf Antrag von der Ablegung
einzelner schriftlicher Prüfungsleistungen befreit werden, wenn in den letzten fünf
Jahren vor einer zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss eine Prüfung mit
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Erfolg abgelegt wurde, die den Anforderungen der entsprechenden Prüfungsinhalte nach
dieser Verordnung entspricht. Eine Freistellung von der mündlichen Prüfung ist nicht
zulässig.

§ 6 Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn in allen schriftlich geprüften Handlungsbereichen
und in der mündlichen Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden.

(2) Die schriftlich geprüften Handlungsbereiche und die mündliche Prüfung sind jeweils
gesondert zu bewerten.

(3) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage 1 und der Anlage 2
auszustellen. Im Falle der Freistellung gemäß § 5 sind Ort und Datum der anderweitig
abgelegten Prüfung sowie die Bezeichnung des Prüfungsgremiums anzugeben.

§ 7 Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer oder
die Prüfungsteilnehmerin von einzelnen Prüfungsleistungen befreit, wenn die darin
in einer vorangegangenen Prüfung erbrachten Leistungen mindestens ausreichend sind
und der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin sich innerhalb von zwei
Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der nicht bestandenen Prüfung an, zur
Wiederholungsprüfung angemeldet hat. Bestandene Prüfungsleistungen können auf Antrag
einmal wiederholt werden. In diesem Fall gilt das Ergebnis der letzten Prüfung.

§ 8 Übergangsvorschriften

(1) Begonnene Prüfungsverfahren können bis zum 31. Dezember 2007 nach den bisherigen
Vorschriften zu Ende geführt werden.

(2) Auf Antrag kann die zuständige Stelle die Wiederholungsprüfung auch gemäß dieser
Verordnung durchführen; § 7 Abs. 2 findet in diesem Fall keine Anwendung.

§ 9 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2005 in Kraft.

Anlage 1 (zu § 6 Abs. 3)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2005, 2194
 
                               Muster
          ........................................................
                    (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                               Zeugnis
                               über die
                   Prüfung zum anerkannten Abschluss
           Geprüfter Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte
                    Fachkauffrau für Außenwirtschaft
Herr/Frau .....................................................................
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geboren am ............................  in ...................................
hat am ................................  die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
     Geprüfter Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für
                             Außenwirtschaft
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
Geprüfter Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für
Außenwirtschaft vom 19. Juli 2005 (BGBl. I S. 2191)
                                bestanden.
 
Datum ............................................
Unterschrift(en) .................................
                  (Siegel der zuständigen Stelle)

Anlage 2 (zu § 6 Abs. 3)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2005, 2195
 
                               Muster
          ........................................................
                    (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                               Zeugnis
                               über die
                   Prüfung zum anerkannten Abschluss
           Geprüfter Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte
                    Fachkauffrau für Außenwirtschaft
Herr/Frau .....................................................................
geboren am ............................  in ...................................
hat am ................................  die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
     Geprüfter Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für
                             Außenwirtschaft
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
Geprüfter Fachkaufmann für Außenwirtschaft/Geprüfte Fachkauffrau für
Außenwirtschaft vom 19. Juli 2005 (BGBl. I S. 2191) mit folgendem Ergebnis
bestanden:
 
                                            Punkte *)         Note
1.  Außenwirtschaftliche und                ..............    ..............
    volkswirtschaftliche Aspekte
2.  Recht im Außenhandel                    ..............    ..............
3.  Unternehmen und Außenwirtschaft         ..............    ..............
4.  Internationales Marketing               ..............    ..............
5.  Im- und Exportabwicklung                ..............    ..............
6.  Kommunikation und Organisation          ..............    ..............
 
(Im Fall des § 5: "Der Prüfungsteilnehmer/Die Prüfungsteilnehmerin wurde
gemäß § 5 im Hinblick auf die am ........ in ......... vor ....................
abgelegte Prüfung in dem Handlungsbereich .................. freigestellt.)
 
Datum ............................................
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Unterschrift(en) .................................
                  (Siegel der zuständigen Stelle)
-----
*)Den Bewertungen liegt folgender Punkteschlüssel zu Grunde: ................
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Verordnung über die Prüfung zum anerkannten
Abschluss Geprüfter Fachkaufmann Einkauf
und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau Einkauf
und Logistik

FachkEinkPrV

Ausfertigungsdatum: 31.10.2001

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter Fachkaufmann Einkauf
und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau Einkauf und Logistik vom 31. Oktober 2001 (BGBl. I
S. 2892)"

Fußnote

 Textnachweis ab:  9.11.2001 

Eingangsformel 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 (BGBl.
I S. 1112), der zuletzt durch Artikel 35 der Verordnung vom 21. September
1997 (BGBl. I S. 2390) geändert worden ist, in Verbindung mit Artikel 56 des
Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBl. I S. 705) und dem
Organisationserlass vom 27. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3288) verordnet das
Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des Ständigen Ausschusses
des Bundesinstituts für Berufsbildung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die
berufliche Fortbildung zum Geprüften Fachkaufmann Einkauf und Logistik/zur Geprüften
Fachkauffrau Einkauf und Logistik erworben worden sind, kann die zuständige Stelle
Prüfungen nach den §§ 2 bis 10 durchführen.

(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer/die
Prüfungsteilnehmerin über die notwendigen Qualifikationen verfügt, um im Rahmen der
betriebswirtschaftlichen Zielsetzung des Unternehmens folgende Aufgaben verantwortlich
wahrzunehmen:
1. Planen, Steuern und Disponieren in Einkaufs- und Logistikprozessen,

 

2. Einkaufsmarketing durchführen, Lieferantenbeziehungen gestalten, Verhandlungen
führen sowie Verträge abschließen,
 

3. Entwickeln und Umsetzen logistischer Konzepte einschließlich strategischer Analysen
der logistischen Kette im Unternehmen,
 

4. Mitarbeiter führen sowie Umsetzen des Team- und Projektmanagements,
 

5. Realisieren des Controllings und Qualitätsmanagements in Einkauf und Logistik.
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(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluss "Geprüfter
Fachkaufmann Einkauf und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau Einkauf und Logistik".

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten kaufmännischen

Ausbildungsberuf und danach eine mindestens zweijährige Berufspraxis in Einkauf oder
Logistik oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anderen anerkannten
Ausbildungsberuf und danach eine mindestens dreijährige Berufspraxis in Einkauf oder
Logistik oder
 

3. eine mindestens fünfjährige Berufspraxis in Einkauf oder Logistik
 

nachweist.

(2) Die Berufspraxis gemäß Absatz 1 muss inhaltlich wesentliche Bezüge zu den in § 1
Abs. 2 genannten Aufgaben in Einkauf oder Logistik haben.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelassen werden, wer durch
Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, dass er/sie Kenntnisse,
Fertigkeiten und Erfahrungen in Einkauf oder Logistik erworben hat, die die Zulassung
zur Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung gliedert sich in folgende Prüfungsteile:
1. Handlungsübergreifende Qualifikationen und

 

2. Handlungsspezifische Qualifikationen.
 

(2) Der Prüfungsteil "Handlungsübergreifende Qualifikationen" gliedert sich in die
Prüfungsbereiche:
1. Einkaufspolitik und Einkaufsmarketing,

 

2. Logistik und Logistikstrategien,
 

3. Betriebswirtschaftliche Steuerung sowie Qualitätsmanagement in Einkauf und Logistik,
 

4. Rechtliche Gestaltung in Einkauf und Logistik,
 

5. Personalführung, Team- und Projektmanagement.
 

(3) Im Prüfungsteil "Handlungsspezifische Qualifikationen" wählt der
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin zwischen den folgenden Prüfungsbereichen:
1. Einkauf,

 

2. Logistik.
 

(4) Die Prüfungsbereiche gemäß Absatz 2 Nr. 1 bis 4 sind schriftlich zu prüfen.
Diese vier unter Aufsicht zu bearbeitenden Prüfungsleistungen enthalten jeweils
drei praxisorientierte Aufgaben. Die Dauer der schriftlichen Prüfung soll insgesamt
mindestens 320 Minuten, je Prüfungsbereich höchstens 90 Minuten betragen.

(5) Der Prüfungsbereich gemäß Absatz 2 Nr. 5 besteht aus einem situationsbezogenen
Fachgespräch, in dem der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen soll,
dass er/sie in der Lage ist, sein/ihr Berufswissen in betriebstypischen Situationen
anzuwenden und sachgerechte Lösungen vorzuschlagen. Der Prüfungsteilnehmer/die
Prüfungsteilnehmerin wählt eine von zwei ihm/ihr zur Wahl gestellten Situationsaufgaben
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zur Bearbeitung und hat dazu Anspruch auf höchstens 30 Minuten Vorbereitungszeit. Die
Prüfungszeit beträgt höchstens 30 Minuten, wobei sachgerechte Präsentationstechniken
eingesetzt werden können.

(6) Der gewählte Prüfungsbereich gemäß Absatz 3 ist unter Aufsicht schriftlich zu
prüfen. Die Dauer der schriftlichen Prüfung soll mindestens 120, höchstens 150 Minuten
betragen.

(7) Hat der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin in nicht mehr als
zwei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß den Absätzen 4 und 6 mangelhafte
Prüfungsleistungen erbracht, ist ihm/ihr in diesen jeweiligen Prüfungsbereichen
eine mündliche Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei einer oder mehrerer ungenügender
schriftlicher Prüfungsleistungen besteht diese Möglichkeit nicht. Die einzelne
Ergänzungsprüfung soll in der Regel nicht länger als 20 Minuten dauern. Die Bewertung
der schriftlichen Prüfungsleistung und die der mündlichen Ergänzungsprüfung werden zu
einer Note zusammengefasst. Dabei wird die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung
doppelt gewichtet.

§ 4 Weitere Prüfung

Der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin kann beantragen, in diesem
Prüfungsverfahren oder danach die Prüfung in dem weiteren Prüfungsbereich gemäß § 3
Abs.3 abzulegen. § 3 Abs. 6, § 8 Abs. 4 und § 9 Abs. 1 gelten entsprechend. Über das
Ergebnis dieser weiteren Prüfung ist eine Bescheinigung auszustellen.

§ 5 Handlungsübergreifende Qualifikationen

(1) Im Prüfungsbereich "Einkaufspolitik und Einkaufsmarketing" soll der
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen, dass er/sie die Grundlagen
des Einkaufs und insbesondere des Einkaufsmarketings kennt und auf typische
Anforderungssituationen im Einkauf anwenden kann. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Einkaufspolitik,

 

2. Einkaufsmarketing,
 

3. Einkaufsorganisation.
 

(2) Im Prüfungsbereich "Logistik und Logistikstrategien" soll der
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen, dass er/sie die
Grundlagen der Logistik sowie der strategisch-logistischen Arbeit kennt und
einkaufs- und logistikbezogen anwenden kann. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Lagerwirtschaft und Transport im Unternehmen,

 

2. Strategische Analysen der logistischen Kette.
 

(3) Im Prüfungsbereich "Betriebswirtschaftliche Steuerung sowie Qualitätsmanagement in
Einkauf und Logistik" soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen,
dass er/sie die für die Wahrnehmung von Einkaufs- und Logistikfunktionen erforderlichen
volks- und betriebswirtschaftlichen Grundlagen kennt. Er/sie soll ferner nachweisen,
dass er/sie die Instrumente des Controllings und Qualitätsmanagements im Einkauf und in
der Logistik kennt. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte geprüft
werden:
1. Planung, Steuerung und Disposition einschließlich Informations- und

Kommunikationstechnik,
 

2. Kostenrechnung und Controlling,
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3. Qualitätsmanagement.
 

(4) Im Prüfungsbereich "Rechtliche Gestaltung in Einkauf und Logistik" soll der
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen, dass er/sie die für die
Wahrnehmung von Einkaufs- und Logistikfunktionen bedeutsamen Rechtsgrundlagen,
im Besonderen das Vertragsrecht kennt und dass er/sie sie auf typische Einkaufs-
und Logistiksituationen anwenden kann. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Rechtsgrundlagen im Einkauf und in der Logistik,

 

2. Vertragsrecht,
 

3. Vertrags- und Leistungsstörungen,
 

4. Elektronischer Geschäftsverkehr und rechtliche Entwicklung.
 

(5) Im Prüfungsbereich "Personalführung, Team- und Projektmanagement" soll der
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen, dass er/sie den ganzheitlichen
Ansatz von Einkauf und Logistik mit den Leitlinien und Zielen eines Unternehmens
verbinden kann. Er/sie soll in der Lage sein, die Methoden zur Führung von
Mitarbeitern, zur Lösung von Konfliktfällen, zur Teamarbeit und zum Projektmanagement
zweckmäßig anzuwenden. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsschwerpunkte
geprüft werden:
1. Unternehmensziele und Unternehmensorganisation,

 

2. Moderation und Präsentation,
 

3. Team- und Projektmanagement.
 

§ 6 Handlungsspezifische Qualifikationen

(1) Im Prüfungsbereich "Einkauf" soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin
nachweisen, dass er/sie die zentralen Aufgaben des Einkaufs, das Beschaffungsmarketing,
die Vertragsvorbereitung und Vertragsverhandlungen beherrscht. Darüber hinaus
soll er/sie nachweisen, dass er/sie mit Zielkonflikten in der Zusammenarbeit
mit den Unternehmensbereichen umgehen kann. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Einkaufsstrategien/Beschaffungsmarketing,

 

2. Einkaufsvorbereitung/Einkaufsabwicklung,
 

3. Preis- und Wertanalyse,
 

4. Einkaufsverhandlungen/Einkaufsverträge einschließlich besonderer Verträge,
 

5. Einkaufscontrolling.
 

(2) Im Prüfungsbereich "Logistik" soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin
nachweisen, dass er/sie die zentralen logistischen Aufgaben der Lagerwirtschaft und
Disposition, die Entwicklung logistischer Konzepte sowie das Logistikcontrolling
beherrscht und dass er/sie mit Zielkonflikten in der Zusammenarbeit mit
den Unternehmensbereichen umgehen kann. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsschwerpunkte geprüft werden:
1. Materialplanung/Bedarfsermittlung,

 

2. Wareneingang/Qualitätskontrolle,
 

3. Lagerwirtschaft, -steuerung und -verwaltung,
 

4. Transport/-verträge,
 

5. Logistikcontrolling.
 

§ 7 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen
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Der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin kann auf Antrag von der Ablegung
einzelner schriftlicher Prüfungsleistungen befreit werden, wenn er/sie in den letzten
fünf Jahren vor einer zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss eine Prüfung mit
Erfolg abgelegt hat, die den Anforderungen der entsprechenden Prüfungsinhalte nach
dieser Verordnung entspricht. Eine Freistellung vom situationsbezogenen Fachgespräch
ist nicht zulässig.

§ 8 Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfungsbereiche sind einzeln zu bewerten. Die Prüfungsteile
"Handlungsübergreifende Qualifikationen" und "Handlungsspezifische Qualifikationen"
sind ebenso einzeln zu bewerten. Die Gesamtnote der Prüfung ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Noten für die beiden Prüfungsteile.

(2) Die Note für den Prüfungsteil "Handlungsübergreifende Qualifikationen" ergibt sich
aus dem arithmetischen Mittel der Noten für die einzelnen Prüfungsbereiche.

(3) Die Note für den Prüfungsteil "Handlungsspezifische Qualifikationen" ist die Note
des gewählten Prüfungsbereichs.

(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin
im Prüfungsteil "Handlungsübergreifende Qualifikationen" sowie im Prüfungsteil
"Handlungsspezifische Qualifikationen" mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat.
Dabei dürfen nur in einem Prüfungsbereich der "Handlungsübergreifenden Qualifikationen"
nicht ausreichende Leistungen vorliegen. Wird ein Prüfungsbereich mit "ungenügend"
bewertet, ist die Prüfung nicht bestanden.

(5) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage 1 und ein Zeugnis
gemäß der Anlage 2 auszustellen. Im Falle der Freistellung gemäß § 7 sind Ort und
Datum der anderweitig abgelegten Prüfung sowie die Bezeichnung des Prüfungsgremiums
anzugeben.

§ 9 Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer/die
Prüfungsteilnehmerin von einzelnen Prüfungsleistungen befreit, wenn er/sie mit
seinen/ihren Leistungen darin in einer vorangegangenen Prüfung mindestens ausreichende
Leistungen erzielt hat und er/sie sich innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage
der Beendigung der nicht bestandenen Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung angemeldet
hat. Der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin kann beantragen, auch bestandene
Prüfungsleistungen zu wiederholen. In diesem Fall gilt das Ergebnis der letzten
Prüfung.

§ 10 Übergangsvorschriften

(1) Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung laufenden Prüfungsverfahren können nach den
bisherigen Vorschriften bis zum 31. Dezember 2004 zu Ende geführt werden.
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(2) Die zuständige Stelle kann auf Antrag des Prüfungsteilnehmers/der
Prüfungsteilnehmerin die Wiederholungsprüfung gemäß dieser Verordnung durchführen; § 9
Abs. 2 findet in diesem Fall keine Anwendung.

§ 11 Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Anlage 1 (zu § 8 Abs. 5)

 Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2001, 2895 
 
                                Muster
...............................................................................
                   (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                                Zeugnis
                               über die
                    Prüfung zum anerkannten Abschluss
      "Geprüfter Fachkaufmann Einkauf und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau
                              und Logistik"
 
Herr/Frau .....................................................................
geboren am ............................. in .................................
hat am ................................. die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
               Geprüfter Fachkaufmann Einkauf und Logistik/
                Geprüfte Fachkauffrau Einkauf und Logistik
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
"Geprüfter Fachkaufmann Einkauf und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau
Einkauf und Logistik" vom 31. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2892)
                               bestanden.
 
Datum ..........................................
Unterschrift(en) ...............................
                 (Siegel der zuständigen Stelle)

Anlage 2 (zu § 8 Abs. 5)

 Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2001, 2896 
 
                                Muster
...............................................................................
                   (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                                Zeugnis
                               über die
                    Prüfung zum anerkannten Abschluss
      "Geprüfter Fachkaufmann Einkauf und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau
                              und Logistik"
 
Herr/Frau .....................................................................
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geboren am ............................. in .................................
hat am ................................. die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
               Geprüfter Fachkaufmann Einkauf und Logistik/
                Geprüfte Fachkauffrau Einkauf und Logistik
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
"Geprüfter Fachkaufmann Einkauf und Logistik/Geprüfte Fachkauffrau
Einkauf und Logistik" vom 31. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2892) mit folgenden
Ergebnissen bestanden:
                             Gesamtnote:
                                                      Punkte    Note
I.     Handlungsübergreifende Qualifikationen                   .....
       1. Einkaufspolitik und Einkaufsmarketing       .....     .....
       2. Logistik und Logistikstrategien             .....     .....
       3. Betriebswirtschaftliche Steuerung sowie
          Qualitätsmanagement in Einkauf und Logistik .....     .....
       4. Rechtliche Gestaltung in Einkauf
          und Logistik                                .....     .....
       5. Personalführung, Team- und
          Projektmanagement                           .....     .....
II.    Handlungsspezifische Qualifikationen
       Einkauf oder                                   .....     .....
       Logistik                                       .....     .....
 
(Im Fall des § 7: "Der Prüfungsteilnehmer/ die Prüfungsteilnehmerin wurde
gemäß $ 7 im Hinblick auf die am ........................................... in
..... vor ....... abgelegte Prüfung von der/den Prüfungsleistung/en ...........
................. freigestellt.")
 
Datum ..........................................
Unterschrift(en) ...............................
                 (Siegel der zuständigen Stelle)
 
Den Bewertungen lag folgender Punkteschlüssel zugrunde: .......................
...............................................................................
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Verordnung über die Prüfung zum
anerkannten Abschluss Geprüfter
Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin

HandelsfachwPrV

Ausfertigungsdatum: 17.01.2006

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin vom 17. Januar 2006 (BGBl. I S. 59)"

Fußnote

 Textnachweis ab:  1. 2.2006 
 

Eingangsformel 

Auf Grund des § 53 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes
vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) und in Verbindung mit § 1 des
Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3165) und
dem Organisationserlass vom 22. November 2005 (BGBl. I S. 3197) verordnet das
Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts für Berufsbildung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie und auf Grund des § 30 Abs. 5 des Berufsbildungsgesetzes
vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) verordnet das Bundesministerium für Bildung und
Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Die zuständige Stelle kann berufliche Fortbildungsprüfungen zum Geprüften
Handelsfachwirt/zur Geprüften Handelsfachwirtin nach den §§ 2 bis 10 durchführen,
in denen die auf einen beruflichen Aufstieg abzielende Erweiterung der beruflichen
Handlungsfähigkeit nachzuweisen ist.

(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob die notwendigen Qualifikationen und
Erfahrungen vorhanden sind, um im institutionellen und funktionellen Handel,
insbesondere im Einzelhandel sowie im Groß- und Außenhandel, eigenständig und
verantwortlich Aufgaben der Planung, Steuerung, Durchführung und Kontrolle
handelsspezifischer Aufgaben und Sachverhalte unter Nutzung betriebswirtschaftlicher
und personalwirtschaftlicher Steuerungsinstrumente wahrzunehmen. Dazu zählen:
1. qualifizierte Handels- und Dienstleistungsaufgaben ausüben, rechtliche Vorschriften

berücksichtigen,
 

2. Organisations- und Führungsaufgaben übernehmen; unternehmerische Kompetenzen
einsetzen, die die Befähigung zur Gründung oder Übernahme eines Unternehmens
beinhalten können,
 

3. kundenorientierte und wirtschaftliche Konzepte und Lösungen zu den
wesentlichen Bereichen eines Handelsunternehmens erarbeiten, veränderte
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Strukturen der Arbeitsorganisation, Methoden der Organisationsentwicklung und
technisch-organisatorische Veränderungen beachten,
 

4. Qualitätsmanagement steuern und weiterentwickeln,
 

5. Marketingkonzepte entwerfen, planen, umsetzen und auswerten,
 

6. handelsrelevante Marktentwicklungen beurteilen,
 

7. moderne Informations- und Kommunikationstechniken einsetzen und nutzen,
 

8. Führungsgrundsätze bei der Wahrnehmung von Führungs- und Qualifizierungsaufgaben
zielorientiert anwenden,
 

9. kunden- und dienstleistungsorientiert kommunizieren und kooperieren.
 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluss "Geprüfter
Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin".

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten dreijährigen

kaufmännischen Ausbildungsberuf im Handel und danach eine mindestens einjährige
Berufspraxis oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung zum Verkäufer/zur Verkäuferin oder in
einem anderen anerkannten Ausbildungsberuf und danach eine mindestens zweijährige
Berufspraxis oder
 

3. eine mindestens fünfjährige Berufspraxis
 

nachweist.

(2) Die Berufspraxis gemäß Absatz 1 muss in Verkaufstätigkeiten oder anderen
kaufmännischen Tätigkeiten im institutionellen oder funktionellen Handel erworben sein.

(3) Abweichend von den in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen kann
zur Prüfung auch zugelassen werden, wer durch Vorlage von Zeugnissen oder auf
andere Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufliche
Handlungsfähigkeit) erworben zu haben, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung gliedert sich in folgende Handlungsbereiche:
1. Unternehmensführung und -steuerung,

 

2. Handelsmarketing,
 

3. Führung und Personalmanagement,
 

4. Volkswirtschaft für die Handelspraxis,
 

5. Beschaffung und Logistik,
 

6. Handelsmarketing und Vertrieb,
 

7. Handelslogistik,
 

8. Außenhandel,
 

9. Mitarbeiterführung und Qualifizierung.
 

(2) Die Prüfung wird schriftlich und mündlich durchgeführt.

(3) Die Prüfung besteht aus den Handlungsbereichen gemäß Absatz 1 Nr. 1 bis 5
und einem von dem Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin auszuwählenden
Handlungsbereich gemäß Absatz 1 Nr. 6 bis 9. Bei der Prüfungsanmeldung ist der gewählte
Handlungsbereich mitzuteilen; dieser ist bei Wiederholungsprüfungen beizubehalten.
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(4) Die Prüfung in den Handlungsbereichen gemäß Absatz 1 Nr. 1 bis 5 und in dem
gewählten Handlungsbereich gemäß Absatz 1 Nr. 6 bis 9 ist schriftlich in Form von
anwendungsbezogenen Aufgabenstellungen durchzuführen.

(5) Die Bearbeitungsdauer für die schriftlichen Aufgabenstellungen soll in dem
Handlungsbereich "Unternehmensführung und -steuerung" in der Regel 90 bis 120 Minuten,
in den Handlungsbereichen "Handelsmarketing", "Führung und Personalmanagement"
sowie "Beschaffung und Logistik" jeweils in der Regel 60 bis 90 Minuten, in dem
Handlungsbereich "Volkswirtschaft für die Handelspraxis" in der Regel 45 bis 60 Minuten
betragen. Die Bearbeitungsdauer in einem der Handlungsbereiche gemäß Absatz 1 Nr. 6 bis
9 beträgt in der Regel 60 bis 90 Minuten.

(6) Wurden in nicht mehr als zwei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß Absatz
1 mangelhafte Leistungen erbracht, ist darin eine mündliche Ergänzungsprüfung
anzubieten. Bei einer oder mehreren ungenügenden Leistungen besteht diese Möglichkeit
nicht. Die Ergänzungsprüfung soll anwendungsbezogen durchgeführt werden und je
Ergänzungsprüfung in der Regel nicht länger als 20 Minuten dauern. Die Bewertungen der
schriftlichen Prüfungsleistung und der mündlichen Ergänzungsprüfung werden zu einer
Note zusammengefasst. Dabei wird die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung
doppelt gewichtet.

(7) Die mündliche Prüfung gliedert sich in eine Präsentation und ein
situationsbezogenes Fachgespräch.

(8) In der Präsentation soll nachgewiesen werden, dass eine komplexe Problemstellung
der betrieblichen Praxis erfasst, dargestellt, beurteilt und gelöst werden kann. Die
Themenstellung muss sich auf mindestens zwei Handlungsbereiche gemäß Absatz 1 beziehen.
Die Präsentationszeit soll dabei zehn Minuten nicht überschreiten. Die Präsentation
geht mit einem Drittel in die Bewertung der mündlichen Prüfung ein.

(9) Das Thema der Präsentation wird von dem Prüfungsteilnehmer oder der
Prüfungsteilnehmerin gewählt und dem Prüfungsausschuss bei der ersten schriftlichen
Prüfungsleistung eingereicht.

(10) Ausgehend von der Präsentation soll in dem Fachgespräch die Fähigkeit nachgewiesen
werden, dass Berufswissen in handelsbetriebstypischen Situationen angewendet und
sachgerechte Lösungen vorgeschlagen werden können. Insbesondere soll nachgewiesen
werden, dass angemessen mit Gesprächspartnern kommuniziert werden kann und dabei
argumentations- und präsentationstechnische Instrumente sachgerecht eingesetzt werden
können. Das Fachgespräch soll in der Regel 20 Minuten nicht überschreiten.

(11) Die mündliche Prüfung gemäß Absatz 7 ist nur durchzuführen, wenn in den
Prüfungsleistungen gemäß Absatz 4 mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden.

§ 4 Handlungsbereiche

(1) Im Handlungsbereich "Unternehmensführung und -steuerung" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, das Zusammenwirken der betrieblichen Aufgabenbereiche bei der
Erstellung von Handelsleistungen zu verstehen, im Hinblick auf unternehmerische
Ziele und Entscheidungen zu beurteilen und einzelne Maßnahmen zu planen, umzusetzen
und zu kontrollieren. Dabei soll gezeigt werden, dass prozessorientiert und
unternehmerisch gedacht und gehandelt werden kann, Kosten- und Ertragsdenken
beherrscht, Controllinginstrumente angewandt sowie Schlussfolgerungen hieraus gezogen
und umgesetzt werden können. Außerdem soll gezeigt werden, dass wesentliche Aspekte
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umgesetzt werden können, die bei der Gründung und Übernahme eines Unternehmens zu
beachten sind. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Planung von Selbstständigkeit, Entwickeln einer Geschäftsidee, Erstellen eines

Businessplans,
 

2. Besonderheiten der Übernahme,
 

3. persönliche und fachliche Eignung zur unternehmerischen Selbstständigkeit,
 

4. Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, Chancen und Risiken von unternehmerischer
Selbstständigkeit,
 

5. Managementaufgaben:
a) Analysieren,

 

b) Entscheiden,
 

c) Ziele setzen,
 

d) Durchführen,
 

e) Kontrollieren,
 

 

6. Unternehmensorganisation,
 

7. angewandte Kosten- und Leistungsrechnung,
 

8. Controllinginstrumente und ihr Zusammenwirken,
 

9. Finanzierung,
 

10. rechtliche Grundlagen, Begriffe und anwendungsbezogene Beispiele bei Gründung und
Führung eines Unternehmens,
 

11. Qualitätsmanagement,
 

12. Umweltmanagement.
 

(2) Im Handlungsbereich "Handelsmarketing" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden,
Veränderungen der Bedingungen auf nationalen und internationalen Absatzmärkten
einzuschätzen, systematisch und entscheidungsorientiert Marktbeobachtung, -analyse und
-bearbeitung mit den entsprechenden Instrumenten darzustellen und zu bewerten sowie
Maßnahmen zur Kundengewinnung und -bindung zu erarbeiten und umzusetzen. Dabei soll
gezeigt werden, dass die Marketinginstrumente des Handels zielorientiert eingesetzt
werden können und ihr Erfolg überprüft werden kann. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Handelsentwicklungen,

 

2. Kooperationen,
 

3. Marktanalyse, Marktstrategien,
 

4. Standortmarketing,
 

5. Zielgruppenmarketing,
 

6. Sortimentssteuerung,
 

7. Verkaufskonzepte und Servicepolitik,
 

8. Gestaltung von Verkaufsflächen (Visual Merchandising), Warenpräsentation,
 

9. Verkaufsförderung, Werbung, Werbeerfolgskontrolle,
 

10. Öffentlichkeitsarbeit,
 

11. Zusammenwirken der Marketinginstrumente,
 

12. E-Commerce, E-Business,
 

13. Controlling,
 

14. Wettbewerbsrecht.
 

(3) Im Handlungsbereich "Führung und Personalmanagement" soll einerseits die Fähigkeit
nachgewiesen werden, zielorientiert mit Mitarbeitern, Geschäftspartnern und Kunden zu
kommunizieren. Dabei soll gezeigt werden, dass Mitarbeiter und Projektgruppen geführt
werden können sowie bei Verhandlungen und in Konfliktfällen lösungsorientiert gehandelt
werden kann. Methoden der Präsentation, Kommunikation und Motivationsförderung
sollen dabei berücksichtigt werden. Andererseits soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, personalpolitische Ziele und Aufgaben im Unternehmen systematisch und
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entscheidungsorientiert zu analysieren und darzustellen. Dabei soll gezeigt werden,
dass die Zusammenhänge zwischen Unternehmens- und Personalpolitik beurteilt und daraus
entsprechend begründete Handlungsschritte abgeleitet sowie Mitarbeiter effektiv und
effizient eingesetzt und individuell gefördert werden können. In diesem Rahmen können
folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Führungsgrundsätze und Führungsmethoden,

 

2. Personalpolitik,
 

3. psychologische Grundlagen zur Führung, Zusammenarbeit und Kommunikation,
 

4. Beurteilungsgrundsätze,
 

5. Personalbedarfs-, Personalkosten- und Personaleinsatzplanung,
 

6. Organisations- und Personalentwicklung,
 

7. Personalmarketing,
 

8. Controlling,
 

9. Entgeltsysteme,
 

10. Konfliktmanagement,
 

11. Planung und Steuerung von Arbeits- und Projektgruppen,
 

12. ausgewählte arbeitsrechtliche Bestimmungen,
 

13. Moderations- und Präsentationstechniken.
 

(4) Im Handlungsbereich "Volkswirtschaft für die Handelspraxis" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, Auswirkungen von volkswirtschaftlichen Entwicklungen auf
Unternehmen zu verstehen sowie Schlussfolgerungen und Maßnahmenvorschläge daraus
abzuleiten. Dabei sind internationale Märkte zu berücksichtigen. In diesem Rahmen
können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Markt und Preis,

 

2. Wettbewerb,
 

3. Wachstum und Konjunktur,
 

4. wirtschaftspolitische Steuerungsinstrumente,
 

5. Außenwirtschaft.
 

(5) Im Handlungsbereich "Beschaffung und Logistik" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, Beschaffungs- und Logistikprozesse im nationalen und internationalen Handel
systematisch und entscheidungsorientiert zu bearbeiten und umzusetzen. In diesem Rahmen
können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Beschaffungspolitik, E-Business,

 

2. kundenbezogene Gestaltung des Waren- und Datenflusses (Efficient Consumer Response),
 

3. effizientes Management der Wertschöpfungskette (Supply Chain Management),
 

4. Transport,
 

5. Lagerwirtschaft,
 

6. Controlling,
 

7. relevante Rechtsbestimmungen,
 

8. Entsorgung.
 

(6) Im Handlungsbereich " Handelsmarketing und Vertrieb" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, absatzbezogene Fachaufgaben aus Kundensicht strategisch zu planen,
zu analysieren und zu steuern. Dies beinhaltet insbesondere Warengruppen-Management
(Category Management) und Kundenbindungsmanagement. Darüber hinaus soll nachgewiesen
werden, dass mit internen und externen Zielkonflikten umgegangen und Verhandlungen
zielorientiert durchgeführt werden können. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Vertriebsstrategien,

 

2. Sortimentsstrategien,
 

3. Flächenoptimierung,
 

4. Auswirkungen von Kundenbedürfnissen und Kundenverhalten auf Beschaffungsprozesse,
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5. Preis- und Konditionenpolitik,
 

6. Controlling,
 

7. Verhandlungsstrategien,
 

8. spezielle Aspekte des Wettbewerbs- und Markenrechts, des Verbraucherschutzes und des
öffentlichen Bau- und Planungsrechts.
 

(7) Im Handlungsbereich "Handelslogistik" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden,
beschaffungs- und logistikbezogene Fachaufgaben strategisch zu planen, zu analysieren
und zu steuern. Darüber hinaus soll nachgewiesen werden, dass mit internen und externen
Zielkonflikten umgegangen und Verhandlungen zielorientiert durchgeführt werden können.
In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Planung, Steuerung, Kontrolle und Optimierung von Prozessen und Abläufen,

 

2. Investitionsplanung,
 

3. Controlling,
 

4. spezifische Bedingungen bei der Warenanlieferung und -lagerung,
 

5. Transportsteuerung,
 

6. Versicherungen,
 

7. spezielle rechtliche Vorschriften.
 

(8) Im Handlungsbereich "Außenhandel" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden,
systematisch internationale Marktentwicklungen zu beobachten und auszuwerten sowie
Import-, Export- und Transithandelsgeschäfte anzubahnen und abzuwickeln. Dabei sollen
unter Beachtung der spezifischen Risiken von im Außenhandel tätigen Unternehmen
Entscheidungen vorbereitet werden können. Hierzu gehören insbesondere die Prüfung
der kalkulatorischen, finanztechnischen und logistischen Durchführbarkeit sowie
die Berücksichtigung der entsprechenden Dokumente. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Anbahnung von Außenhandelsgeschäften,

 

2. Quellen zur Beratung und Unterstützung im Außenhandel,
 

3. Außenhandelsrisiken und Geschäfte zur Risikominderung,
 

4. spezielle rechtliche Aspekte für den Außenhandel,
 

5. Transport und Lagerung, Zertifizierung und Versicherungen,
 

6. Zahlungsverkehr, Zahlungsbedingungen und Finanzierung von Außenhandelsgeschäften,
 

7. Zölle und Verbrauchssteuern, Handelshemmnisse und Organisationen zur Förderung des
Handels.
 

(9) Im Handlungsbereich "Mitarbeiterführung und Qualifizierung" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, die kommunikativen Mittel der Mitarbeiterführung einzusetzen sowie
Aus- und Weiterbildung zu planen, durchzuführen und zu kontrollieren. In diesem Rahmen
können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Zeit- und Selbstmanagement,

 

2. individuelle Mitarbeiterförderung und -entwicklung,
 

3. Mitarbeiterbesprechungen, Kritik-, Beurteilungs-, Förder- und
Zielvereinbarungsgespräche,
 

4. Planung und Organisation von Qualifizierungsmaßnahmen,
 

5. Auswahl und Einstellung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
 

6. Qualifizierung am Arbeitsplatz,
 

7. Förderung von Lernprozessen, methodische und didaktische Aspekte,
 

8. Personalkosten und -leistung.
 

(10) Auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder der Prüfungsteilnehmerin kann ausgehend
vom Handlungsbereich "Mitarbeiterführung und Qualifizierung" eine zusätzliche
Prüfung durchgeführt werden, sofern dieser Handlungsbereich zur Prüfung zum Geprüften
Handelsfachwirt/zur Geprüften Handelsfachwirtin ausgewählt und bestanden worden
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ist. Diese zusätzliche Prüfung besteht aus einer praktischen Demonstration mit den
Inhalten "Vorbereiten und Durchführen einer Ausbildungseinheit" oder "Vorbereiten
und Durchführen einer Mitarbeiterqualifizierung" sowie aus einem Fachgespräch. Die
Dauer der zusätzlichen Prüfung beträgt höchstens 30 Minuten. Die Konzeption für die
praktische Demonstration ist vorab schriftlich einzureichen. Diese zusätzliche Prüfung
ist bestanden, wenn in dem Handlungsbereich "Mitarbeiterführung und Qualifikation" und
in der zusätzlichen Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden.

§ 5 Weitere Prüfung

Der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin kann beantragen, in diesem
Prüfungsverfahren oder danach die Prüfung in einem weiteren in § 3 Abs. 1 Nr. 6 bis
9 genannten Handlungsbereich gemäß § 4 abzulegen. Die Regelungen in den §§ 3, 7 und
8 gelten entsprechend. Über das Ergebnis dieser weiteren Prüfung ist eine gesonderte
Bescheinung, die die erreichte Punktzahl und die erzielte Note ausweist, auszustellen.

§ 6 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin kann auf Antrag von der Ablegung
einzelner schriftlicher Prüfungsleistungen befreit werden, wenn in den letzten fünf
Jahren vor einer zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss eine Prüfung mit
Erfolg abgelegt wurde, die den Anforderungen der entsprechenden Prüfungsinhalte nach
dieser Verordnung entspricht. Eine Freistellung von der mündlichen Prüfung nach § 3
Abs. 7 bis 11 ist nicht zulässig.

§ 7 Bewerten der Prüfungsleistungen und Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn in allen schriftlich geprüften Handlungsbereichen
und in der mündlichen Prüfung nach § 3 Abs. 7 bis 11 mindestens ausreichende Leistungen
erbracht wurden.

(2) Die schriftlich geprüften Handlungsbereiche und die mündliche Prüfung nach § 3 Abs.
7 bis 11 sind jeweils gesondert zu bewerten.

(3) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage 1 und der Anlage 2
auszustellen. Im Falle der Freistellung gemäß § 6 sind Ort und Datum der anderweitig
abgelegten Prüfung sowie die Bezeichnung des Prüfungsgremiums anzugeben.

(4) Die Prüfungsleistung in dem gewählten Handlungsbereich nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 bis 9
wird auch im Zeugnis nach der Anlage 2 ausgewiesen.

§ 8 Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Wer auf Antrag an einer Wiederholungsprüfung teilnimmt und sich innerhalb von zwei
Jahren dazu anmeldet, ist von einzelnen Prüfungsleistungen zu befreien, wenn die dort
in einer vorangegangenen Prüfung erbrachten Leistungen mindestens ausreichend sind.
Der Antrag kann sich auch darauf richten, bestandene Prüfungsleistungen zu wiederholen.
Werden bestandene Prüfungsleistungen erneut geprüft, gilt in diesem Fall das Ergebnis
der letzten Prüfung.

§ 9 Ausbildereignung
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Wer die Prüfung in dem Handlungsbereich "Mitarbeiterführung und Qualifizierung"
bestanden hat, ist vom schriftlichen Teil der Prüfung der nach dem Berufsbildungsgesetz
erlassenen Ausbilder-Eignungsverordnung befreit. Wer in diesem Handlungsbereich
auch die zusätzliche Prüfung nach § 4 Abs. 10 bestanden hat, hat die berufs-
und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nach dem
Berufsbildungsgesetz nachgewiesen. Dem Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin
ist ein Zeugnis auszustellen, aus dem hervorgeht, dass die berufs- und
arbeitspädagogische Qualifikation gemäß § 30 des Berufsbildungsgesetzes nachgewiesen
wurde.

§ 10 Übergangsvorschriften

Begonnene Prüfungsverfahren zum Handelsfachwirt (IHK)/zur Handelsfachwirtin (IHK),
zum Geprüften Handelsfachwirt (IHK)/zur Geprüften Handelsfachwirtin (IHK) können bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2008 nach den bisherigen Vorschriften zu Ende geführt
werden. Die zuständige Stelle kann auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder der
Prüfungsteilnehmerin die Wiederholungsprüfung gemäß dieser Verordnung durchführen; §
8 Abs. 2 findet in diesem Fall keine Anwendung. Im Übrigen kann bei der Anmeldung zur
Prüfung bis zum Ablauf des 30. Juni 2007 die Anwendung der bisherigen Vorschriften
beantragt werden.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2006 in Kraft.

Anlage 1 (zu § 7 Abs. 3)
Muster

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2006, 64
 
 
..............................................................................
                 (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
                               Z e u g n i s
               über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
         Geprüfter Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin  
        
Herr/Frau ....................................................................
geboren am ............................. in ..................................
hat am ................................. die Prüfung zum anerkannten Abschluss
          Geprüfter Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin
        
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin vom 17. Januar 2006 (BGBl. I S. 59)
           
                               bestanden.
Datum ..........................................
Unterschrift(en) ...............................
                 (Siegel der zuständigen Stelle) 

Anlage 2 (zu § 7 Abs. 3)
Muster
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Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2006, 65
 
 
..............................................................................
                 (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
                               Z e u g n i s
               über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
         Geprüfter Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin  
        
Herr/Frau ....................................................................
geboren am ............................. in ..................................
hat am ................................. die Prüfung zum anerkannten Abschluss
          Geprüfter Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin
        
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Handelsfachwirt/Geprüfte Handelsfachwirtin vom 17. Januar 2006 (BGBl. I S. 59)
mit folgenden Ergebnissen bestanden:
                                                    Punkte *)    Note
1. Unternehmensführung und -steuerung               .........    .........
2. Handelsmarketing                                 .........    .........
3. Führung und Personalmanagement                   .........    .........
4. Volkswirtschaft für die Handelspraxis            .........    .........
5. Beschaffung und Logistik                         .........    .........
Der Prüfungsteilnehmer/Die Prüfungsteilnehmerin
hat einen der folgenden Handlungsbereiche gewählt:
"Handelsmarketing und Vertrieb", "Handelslogistik",
"Außenhandel" oder "Mitarbeiterführung und
Qualifizierung"           
6. ...................................              .........    .........
Im Fall des § 6: "Der Prüfungsteilnehmer/
Die Prüfungsteilnehmerin wurde gemäß § 6 im Hinblick
auf die am .......... in ................ vor ......
abgelegte Prüfung in dem Handlungsbereich ..........
.... freigestellt.")
7. Mündliche Prüfung (Präsentation und
   situationsbezogenes Fachgespräch)                .........    .........
Berufs- und arbeitspädagogische Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten
Wurde die Prüfung des Handlungsbereichs "Mitarbeiterführung und
Qualifizierung" abgelegt, ist der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin
vom schriftlichen Teil der Prüfung nach der Ausbilder-Eignungsverordnung
befreit.
      
Datum ..........................................
Unterschrift(en) ...............................
                 (Siegel der zuständigen Stelle) 
-----
*) Den Bewertungen liegt folgender Punkteschlüssel zu Grunde: .............
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Verordnung über die Prüfung zum
anerkannten Abschluß Geprüfter
Kraftverkehrsmeister/Geprüfter
Industriemeister - Fachrichtung
Kraftverkehr, Geprüfte
Kraftverkehrsmeisterin/Geprüfte
Industriemeisterin - Fachrichtung
Kraftverkehr

KV/IndMeistPrV

Ausfertigungsdatum: 25.08.1982

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß Geprüfter
Kraftverkehrsmeister/Geprüfter Industriemeister - Fachrichtung Kraftverkehr, Geprüfte
Kraftverkehrsmeisterin/Geprüfte Industriemeisterin - Fachrichtung Kraftverkehr vom 25.
August 1982 (BGBl. I S. 1245), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 15. April 1999
(BGBl. I S. 711)"

 
 Stand: Zuletzt geändert durch V v. 15.4.1999 I 711 
 

Fußnote

Textnachweis ab: 1.1.1983
 
Maßgaben aufgrund EinigVtr vgl. KV/IndMeistPrV Anhang EV

Eingangsformel 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 (BGBl. I S.
1112), der zuletzt durch § 24 Nr. 2 des Gesetzes vom 24. August 1976 (BGBl. I S. 2525)
geändert worden ist, wird nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für
Berufsbildung gemäß § 19 Nr. 1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes vom 23. Dezember
1981 (BGBl. I S. 1692) im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft verordnet:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die
berufliche Fortbildung zum Kraftverkehrsmeister/Industriemeister - Fachrichtung
Kraftverkehr, zur Kraftverkehrsmeisterin/Industriemeisterin - Fachrichtung Kraftverkehr
erworben worden sind, kann die zuständige Stelle Prüfungen nach den §§ 2 bis 9
durchführen.
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(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die
notwendigen Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen hat, folgende Aufgaben eines
Kraftverkehrsmeisters/Industriemeisters als Führungskraft zwischen Planung und
Ausführung in dem ihm übertragenen Aufgabenbereich wahrzunehmen:
1. Mitwirken bei der Planung und Einrichtung der Betriebsmittel; Überwachen der

Betriebsmittel im Hinblick auf Qualitätsanforderungen und Störungen; Veranlassen der
Instandhaltung und Verbesserung der Betriebsmittel;
 

2. Übertragen der Aufgaben unter Berücksichtigung technischer, wirtschaftlicher
und sozialer Aspekte auf die Mitarbeiter entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit,
Qualifikation und Eignung; Einarbeitung und Anleitung der Mitarbeiter; Anstreben
eines partnerschaftlichen Verhältnisses zu den Mitarbeitern; Weiterleiten der
Anregungen und Anliegen der Mitarbeiter mit einer eigenen Beurteilung; Bemühen um
Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung und dem Betriebsrat; berufliche Bildung der
Mitarbeiter;
 

3. Überwachen der Kostenentwicklung sowie der Arbeitsleistung; Sicherstellen der
Kontrollen der ein- und ausgehenden Beförderungsmittel und -güter; Beeinflussen der
Beförderungsvorbereitung zur Gewährleistung einer störungsfreien und termingerechten
Beförderung; Hinwirken auf eine reibungslose Zusammenarbeit im Betriebsablauf;
Zusammenarbeit mit anderen Betriebseinheiten;
 

4. Durchführen der erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung
in Abstimmung mit den im Betrieb mit der Arbeitssicherheit befaßten Stellen und
Personen.
 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluß Geprüfter
Kraftverkehrsmeister/Geprüfter Industriemeister - Fachrichtung Kraftverkehr, Geprüfte
Kraftverkehrsmeisterin/Geprüfte Industriemeisterin - Fachrichtung Kraftverkehr.

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung als Berufskraftfahrer und danach eine

mindestens zweijährige einschlägige Berufspraxis oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung in einem sonstigen anerkannten
Ausbildungsberuf und danach eine mindestens dreijährige einschlägige Berufspraxis
oder
 

3. eine mindestens sechsjährige einschlägige Berufspraxis
 

nachweist.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelassen werden, wer durch Vorlage
von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, daß er Kenntnisse, Fertigkeiten
und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Inhalt der Prüfung

(1) Die Prüfung gliedert sich in
1. einen fachrichtungsübergreifenden Teil,

 

2. einen fachrichtungsspezifischen Teil,
 

3. einen berufs- und arbeitspädagogischen Teil.
 

(2) Die einzelnen Prüfungsteile können in beliebiger Reihenfolge an verschiedenen
Prüfungsterminen geprüft werden; dabei ist mit dem letzten Prüfungsteil spätestens zwei
Jahre nach dem ersten Prüfungstag des ersten Prüfungsteils zu beginnen.

§ 4 Fachrichtungsübergreifender Teil
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(1) Im fachrichtungsübergreifenden Teil ist in folgenden Fächern zu prüfen:
1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln,

 

2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln,
 

3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb.
 

(2) Im Prüfungsfach "Grundlagen für kostenbewußtes Handeln" soll der Prüfungsteilnehmer
nachweisen, daß er wirtschaftliche Grundkenntnisse besitzt sowie wirtschaftliche
Zusammenhänge erkennen und beurteilen kann. Darüber hinaus soll er insbesondere
nachweisen, daß er Organisationsprobleme des Betriebs auch in ihrer Bedeutung als
Kostenfaktoren beurteilen und notwendige Organisationstechniken an Hand von Beispielen
aus der Praxis anwenden kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Aus der Volkswirtschaftslehre:

a) Produktionsformen,
 

b) Wirtschaftssysteme,
 

c) nationale und internationale Unternehmens- und Organisationsformen und deren
Zusammenschlüsse,
 

d) nationale und internationale Organisationen und Verbände der Wirtschaft;
 

 

2. aus der Betriebswirtschaftslehre:
a) Betriebsorganisation:

aa) Aufbauorganisation,
 

bb) Arbeitsplanung,
 

cc) Arbeitssteuerung,
 

dd) Arbeitskontrolle,
 

 

b) Organisations- und Informationstechniken,
 

c) Kostenrechnung.
 

 

(3) Im Prüfungsfach "Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln" soll der Prüfungsteilnehmer
rechtliche Grundkenntnisse nachweisen. Er soll insbesondere an Hand von
betriebsbezogenen und praxisnahen Fällen nachweisen, daß er die Bedeutung der
Rechtsvorschriften für seinen Funktionsbereich erkennen und beurteilen kann. In diesem
Rahmen können geprüft werden:
1. Aus dem Grundgesetz:

a) Grundrechte,
 

b) Gesetzgebung,
 

c) Rechtsprechung;
 

 

2. aus dem Arbeits- und Sozialrecht:
a) Arbeitsvertragsrecht,

 

b) Arbeitsschutzrecht einschließlich Arbeitssicherheitsrecht,
 

c) Betriebsverfassungsrecht, Mitbestimmungsrecht,
 

d) Tarifvertragsrecht,
 

e) Sozialversicherungsrecht;
 

 

3. Umweltschutzrecht.
 

(4) Im Prüfungsfach "Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb" soll der
Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er über soziologische Grundkenntnisse verfügt und
soziologische Zusammenhänge im Betrieb erkennen und beurteilen kann. In diesem Rahmen
können geprüft werden:
1. Grundlagen des Sozialverhaltens der Menschen:

a) Entwicklungsprozeß des einzelnen,
 

b) Gruppenverhalten;
 

 

2. Einflüsse des Betriebs auf das Sozialverhalten:
a) Arbeitsorganisation und soziale Maßnahmen,
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b) Arbeitsplatz- und Betriebsgestaltung,
 

c) Führungsgrundsätze;
 

 

3. Einflüsse des Kraftverkehrsmeisters/Industriemeisters auf die Zusammenarbeit im
Betrieb:
a) Rolle des Kraftverkehrsmeisters/Industriemeisters,

 

b) Kooperation und Kommunikation,
 

c) Führungstechniken und Führungsverhalten.
 

 

(5) Die Prüfung in den in Absatz 1 genannten Prüfungsfächern ist schriftlich und in dem
in Absatz 1 Nr. 3 genannten Prüfungsfach auch mündlich durchzuführen.

(6) Die schriftliche Prüfung soll nicht länger als 6 Stunden dauern. Sie besteht
je Prüfungsfach aus einer unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit. Die Mindestzeiten
betragen im Prüfungsfach:
1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln: 2 Stunden,
2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln: 1 Stunde,
3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb: 1,5 Stunden.

(7) In der mündlichen Prüfung in dem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Prüfungsfach soll
der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er in der Lage ist, bestimmte berufstypische
Situationen zu erkennen, ihre Ursachen zu klären und sachgerechte Lösungsvorschläge zu
machen. Es ist von einer praxisbezogenen, betrieblichen Situationsaufgabe auszugehen.
Die Prüfung soll je Prüfungsteilnehmer nicht länger als 30 Minuten dauern.

(8) Die schriftliche Prüfung ist in den in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten
Prüfungsfächern auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder nach Ermessen des
Prüfungsausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn sie für das Bestehen
der Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung der Prüfungsleistung von wesentlicher
Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung soll je Prüfungsfach und Prüfungsteilnehmer nicht
länger als 10 Minuten dauern. Absatz 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

§ 5 Fachrichtungsspezifischer Teil

(1) Im fachrichtungsspezifischen Teil ist in folgenden Fächern zu prüfen:
1. Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen,

 

2. Rechtsvorschriften im Kraftverkehr,
 

3. Verkehrsbetrieb,
 

4. Verkehrsbetriebstechnik,
 

5. Verkehrssicherheit.
 

(2) Im Prüfungsfach "Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen" soll der
Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er mathematische und physikalische Kenntnisse zur
Lösung technischer Aufgabenstellungen anwenden kann. Hierbei soll er insbesondere
deutlich machen, daß er die Zusammenhänge von abhängigen Größen richtig einschätzen
kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Grundkenntnisse über Zahlensysteme und deren Aufbau;

 

2. Rechnen mit Größengleichungen, Zahlenwertgleichungen und Einheitengleichungen;
 

3. Berechnen technischer Größen unter Anwendung der Winkelfunktionen;
 

4. Berechnen von Kräften, Momenten, Arbeit, Leistung und Wirkungsgrad;
 

5. Grundkenntnisse über die Zusammenhänge von Strom, Spannung und elektrischem
Widerstand;
 

6. Grundkenntnisse über die Zusammenhänge von Temperatur, Wärmemenge, Wärmedehnung und
Wärmeverlust;
 

7. Grundkenntnisse aus der Statistik.
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(3) Im Prüfungsfach "Rechtsvorschriften im Kraftverkehr" soll der Prüfungsteilnehmer
nachweisen, daß er die im Kraftverkehr gültigen nationalen und internationalen
verkehrs-, arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen und Vorschriften sowie die
üblichen Haftungsregelungen und Versicherungsarten kennt und die Anwendung der
Vorschriften an praxisnahen Beispielen erläutern kann. Darüber hinaus soll er
insbesondere nachweisen, daß er über Kenntnisse der Schadenserfassung, -ermittlung und
-abwicklung verfügt und sie anwenden kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Verkehrsrechtliche Bestimmungen und Vorschriften, insbesondere

Straßenverkehrsgesetz, Straßenverkehrs-Ordnung, Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
und Gesetz über Ordnungswidrigkeiten;
 

2. beförderungsrechtliche Bestimmungen und Vorschriften, insbesondere
Personenbeförderungsgesetz und Güterkraftverkehrsgesetz;
 

3. arbeits- und sozialrechtliche Bestimmungen und Vorschriften für das Fahrpersonal;
 

4. haftungs- und versicherungsrechtliche Bestimmungen und Vorschriften;
 

5. Schadensbeweissicherung und Schadensmeldung.
 

(4) Im Prüfungsfach "Verkehrsbetrieb" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er
Kostenarten und -strukturen kennt und daraus Möglichkeiten zur Kostenbeeinflussung
ableiten und anwenden kann. Darüber hinaus soll er nachweisen, daß er technische
Kommunikationsmittel versteht und zur Erledigung seiner Aufgaben einsetzen kann. In
diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Kostenrechnung:

a) Fahrzeugkostenrechnung,
 

b) Bestandteile der Fahrzeugkostenrechnung,
 

c) Beeinflussen der Fahrzeugkosten durch Kapazitätsnutzung, Fahrstreckenwahl,
Fahrzeugbedienung, energiesparende Fahrweise, Wartung und Pflege,
 

d) Personalkosten,
 

e) Erlösberechnung;
 

 

2. Beschaffungsplanung:
a) Kosten-Nutzen-Vergleich,

 

b) Angebotsvergleich hinsichtlich Qualität, Preis, Garantie und Kundendienstleistung;
 

 

3. Anlagenbewirtschaftung:
a) Fahrzeuge und Geräte,

 

b) Ausrüstung betriebseigener Reparaturwerkstätten,
 

c) Betriebsstoffe, Werkzeuge und Ersatzteile;
 

 

4. Beförderungsvorbereitung:
a) Beförderungsverträge, Beförderungsbedingungen,

 

b) Einweisen des Fahr- und Bedienungspersonals,
 

c) kraftfahrzeug- und beförderungstechnische Überprüfung;
 

 

5. betriebsübergreifende Zusammenarbeit der verschiedenen Verkehrsträger einschließlich
Verkehrshilfsgewerbe:
a) Schwerpunkte und Besonderheiten der verschiedenen Verkehrsträger,

 

b) Beförderungs- und Transportarten,
 

c) Aufgaben der Verkehrshilfsgewerbe;
 

 

6. Technische Kommunikation:
a) Anfertigen von Lade-, Strecken- und Linienplänen,

 

b) Anfertigen von Werkstatt- und Funktionsskizzen zur Erläuterung technischer
Sachverhalte,
 

c) Anwenden von Betriebsanleitungen und -vorschriften,
 

d) Abfassen von schriftlichen Anweisungen, Mängelberichten und Schadensmeldungen,
 

e) Erstellen von Tabellen, einfachen Statistiken, Dia- und Nomogrammen einschließlich
deren Verwendung als Entscheidungshilfe.
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(5) Im Prüfungsfach "Verkehrsbetriebstechnik" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen,
daß er die technischen Einrichtungen und Beförderungsmittel eines Verkehrsbetriebs
sowie deren Einsatzmöglichkeiten im Hinblick auf einen dauerhaften und sicheren
Arbeitsablauf kennt, die Grundlagen der Störungssuche beherrscht und die Beseitigung
der Störung veranlassen kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Fahrzeuge und Züge:

a) Aufbau und Antrieb der verschiedenen Arten und Typen einschließlich
Spezialfahrzeuge,
 

b) Aufbau und Wirkungsweise von Verbrennungs- und Elektromotoren,
 

c) Kraftübertragung,
 

d) Fahrwerk und Lenkung,
 

e) Reifen und Räder,
 

f) Bremsanlage,
 

g) elektrische Anlage,
 

h) Einrichtungen zum Verbinden von Fahrzeugen;
 

 

2. Technische Einrichtungen, insbesondere der Reparaturwerkstatt des Betriebshofs, der
Lagerung und des Umschlags:
a) Maschinen und Geräte,

 

b) Betriebsmittel, Schutz- und Pflegemittel,
 

c) Energieversorgung im Betrieb, Energiearten und deren Verteilung sowie
energiesparende Maßnahmen;
 

 

3. Arbeitssicherheit im Betrieb:
a) Unfallverhütungsvorschriften, Schutzvorschriften und Schutzmaßnahmen,

 

b) Schutzvorrichtungen und persönliche Schutzausrüstungen,
 

c) gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe und gefährliche chemische Stoffe,
 

d) technische Maßnahmen gegen Lärmschäden, persönlicher Lärmschutz,
 

e) Schutzmaßnahmen gegen Brand- und Explosionsgefahr,
 

f) Verhalten bei Störungen und Unfällen;
 

 

4. Vorschriften, Verhaltensanleitungen und Besonderheiten bei Übernahme, Beförderung
und Lagerung von Gefahrgut.
 

(6) Im Prüfungsfach "Verkehrssicherheit" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß
er die Grundlagen der Fahrphysik beherrscht, die physischen und psychischen Grundlagen
des Kraftfahrens kennt und über Kenntnisse der Gefahren des Straßenverkehrs verfügt.
Darüber hinaus soll er nachweisen, daß er die zur Gefahrenabwehr erforderlichen
Verhaltensweisen kennt und deutlich machen kann. In diesem Rahmen können geprüft
werden:
1. Grundlagen der Fahrphysik:

a) Kräfte am Fahrzeug,
 

b) Schwerpunkt und Kraftschluß,
 

c) physikalische Erscheinungen beim Bremsen und Kurvenfahren,
 

d) physikalische Erscheinungen beim Fahren von Lastzügen, insbesondere Ursachen für
das Schlingern, Schleudern und Kippen des Anhängers;
 

 

2. Grundformen und Eigenarten typischer Bewegungs- und Verkehrsabläufe:
a) Spur-Spurt-Gesetz, Spurgestaltung, Tempogestaltung,

 

b) Begegnen, Überholen, Kreuzen, Fädeln, Mithalten, Vorbeifahren und Halten;
 

 

3. Umweltkunde:
a) Verkehrspartner,

 

b) Straßenbeschaffenheit,
 

c) Tageszeit,
 

d) Wetter;
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4. physische und psychische Einflüsse und deren Auswirkungen auf das Verhalten im
Straßenverkehr:
a) Informationsaufnahme und -verarbeitung im Gehirn sowie Reaktionsfähigkeit,

 

b) Auswirkungen der persönlichen Verhaltensdisposition des Verkehrswissens und der
Erfahrung auf das Verhalten im Straßenverkehr,
 

c) Einflüsse durch Krankheit, Streß, Ermüdung, Ernährung, Medikamente und Alkohol auf
das körperliche Befinden und die Leistungsfähigkeit.
 

 

(7) Die schriftliche Prüfung besteht je Prüfungsfach aus einer unter Aufsicht
anzufertigenden Arbeit und soll nicht länger als 8 Stunden dauern; die Mindestzeiten
betragen im Prüfungsfach:
1. Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen: 1 Stunde,
2. Rechtsvorschriften im Kraftverkehr: 1 Stunde,
3. Verkehrsbetrieb: 1,5 Stunden,
4. Verkehrsbetriebstechnik: 2 Stunden,
5. Verkehrssicherheit: 1 Stunde.

(8) Die schriftliche Prüfung ist auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder nach Ermessen
des Prüfungsausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn sie für
das Bestehen der Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung der Prüfungsleistung
von wesentlicher Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung soll je Prüfungsfach und
Prüfungsteilnehmer nicht länger als 10 Minuten, im ganzen nicht länger als 30 Minuten
dauern. § 4 Abs. 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

§ 6 Berufs- und arbeitspädagogischer Teil

(1) Im berufs- und arbeitspädagogischen Teil ist die berufs- und arbeitspädagogische
Qualifikation als Fähigkeit zum selbständigen Planen, Durchführen und Kontrollieren in
folgenden Handlungsfeldern nachzuweisen:
1. Allgemeine Grundlagen:

a) Gründe für die betriebliche Ausbildung,
 

b) Einflußgrößen auf die Ausbildung,
 

c) rechtliche Rahmenbedingungen der Ausbildung,
 

d) Beteiligte und Mitwirkende an der Ausbildung,
 

e) Anforderungen an die Eignung der Ausbilder;
 

 

2. Planung der Ausbildung:
a) Ausbildungsberufe,

 

b) Eignung des Ausbildungsbetriebes,
 

c) Organisation der Ausbildung,
 

d) Abstimmung mit der Berufsschule,
 

e) Ausbildungsplan,
 

f) Beurteilungssystem;
 

 

3. Mitwirkung bei der Einstellung von Auszubildenden:
a) Auswahlkriterien,

 

b) Einstellung, Ausbildungsvertrag,
 

c) Eintragungen und Anmeldungen,
 

d) Planen der Einführung,
 

e) Planen des Ablaufs der Probezeit;
 

 

4. Ausbildung am Arbeitsplatz:
a) Auswählen der Arbeitsplätze und Aufbereiten der Aufgabenstellung,

 

b) Vorbereitung der Arbeitsorganisation,
 

c) Praktische Anleitung,
 

d) Fördern aktiven Lernens,
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e) Fördern von Handlungskompetenz,
 

f) Lernerfolgskontrollen,
 

g) Beurteilungsgespräche;
 

 

5. Förderung des Lernprozesses:
a) Anleiten zu Lern- und Arbeitstechniken,

 

b) Sichern von Lernerfolgen,
 

c) Auswerten der Zwischenprüfungen,
 

d) Umgang mit Lernschwierigkeiten und Verhaltensauffälligkeiten,
 

e) Berücksichtigen kultureller Unterschiede bei der Ausbildung,
 

f) Kooperation mit externen Stellen;
 

 

6. Ausbildung in der Gruppe:
a) Kurzvorträge,

 

b) Lehrgespräche,
 

c) Moderation,
 

d) Auswahl und Einsatz von Medien,
 

e) Lernen in Gruppen,
 

f) Ausbildung in Teams;
 

 

7. Abschluß der Ausbildung:
a) Vorbereitung auf Prüfungen,

 

b) Anmelden zur Prüfung,
 

c) Erstellen von Zeugnissen,
 

d) Abschluß und Verlängerung der Ausbildung,
 

e) Fortbildungsmöglichkeiten,
 

f) Mitwirkung an Prüfungen.
 

 

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem praktischen Teil. Im
schriftlichen Teil soll der Prüfungsteilnehmer in höchstens drei Stunden aus mehreren
Handlungsfeldern fallbezogene Aufgaben unter Aufsicht bearbeiten.

(3) Der praktische Teil besteht aus der Präsentation oder praktischen Durchführung
einer vom Prüfungsteilnehmer auszuwählenden Ausbildungseinheit und einem
Prüfungsgespräch, in dem der Prüfungsteilnehmer Kriterien für die Auswahl und
Gestaltung der Ausbildungseinheit zu begründen hat. Die Prüfung im praktischen Teil
soll höchstens 30 Minuten dauern.

§ 7 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

(1) Von der Ablegung der Prüfung in einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfächern gemäß
den §§ 3 bis 5 kann der Prüfungsteilnehmer auf Antrag von der zuständigen Stelle
freigestellt werden, wenn er vor einer zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder
staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuß
eine Prüfung in den letzten 5 Jahren vor Antragstellung bestanden hat, deren Inhalt den
Anforderungen dieser Prüfungsteile oder Prüfungsfächer entspricht. Eine vollständige
Freistellung ist nicht zulässig.

(2) Von der Prüfung im berufs- und arbeitspädagogischen Prüfungsteil ist der
Prüfungsteilnehmer auf Antrag von der zuständigen Stelle freizustellen, wenn er eine
nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem Seemannsgesetz geregelte
Prüfung bestanden hat, deren Inhalt den in § 6 genannten Anforderungen entspricht.
Dasselbe gilt für Prüfungsteilnehmer, die die berufs- und arbeitspädagogische
Eignung auf Grund des Bundesbeamtengesetzes nachgewiesen haben. Wer eine sonstige
staatliche, staatlich anerkannte oder von einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft
abgenommene Prüfung bestanden hat, deren Inhalt den in § 6 genannten Anforderungen
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entspricht, kann auf Antrag von der zuständigen Stelle von der Prüfung im berufs- und
arbeitspädagogischen Prüfungsteil freigestellt werden.

(3) Von der Prüfung im fachrichtungsspezifischen Teil sind auf Antrag von der
zuständigen Stelle Soldaten und ehemalige Soldaten der Bundeswehr freizustellen, wenn
sie in der Bundeswehr die Prüfung zum Kraftfahrbootsmann (Marine) oder Kraftfahrmeister
(Luftwaffe) bestanden haben. Dasselbe gilt für Polizeivollzugsbeamte, wenn sie beim
Bundesgrenzschutz die Prüfung zum Schirrmeister (K) bestanden haben.

§ 8 Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfungsteile gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sind gesondert zu bewerten.
Für jeden dieser Teile der Prüfung ist eine Note als arithmetisches Mittel aus den
Bewertungen der Leistungen in den einzelnen Prüfungsfächern zu bilden. Die Noten der
schriftlichen und mündlichen Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach sind zu einer
Note zusammenzufassen; dabei hat die Note der mündlichen Prüfungsleistung gemäß § 4
Abs. 7 das doppelte Gewicht.

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer in jedem der drei
Prüfungsteile sowie im schriftlichen und im praktischen Teil des berufs- und
arbeitspädagogischen Teils mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat; dabei
dürfen nur in höchstens einem Prüfungsfach je Prüfungsteil gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2
nicht ausreichende Leistungen vorliegen.

(3) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage Seite 1 und ein
Zeugnis gemäß der Anlage Seite 1 und 2 auszustellen. Im Fall der Freistellung gemäß
§ 7 sind - anstelle der Noten - Ort, Datum sowie Bezeichnung des Prüfungsgremiums der
anderweitig abgelegten Prüfung anzugeben.

§ 9 Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer von
einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfächern befreit, wenn er darin in einer
vorangegangenen Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat und er sich
innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der nicht bestandenen
Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung angemeldet hat. Der Prüfungsteilnehmer kann
beantragen, auch bestandene Prüfungsleistungen zu wiederholen. In diesem Fall wird das
letzte Ergebnis berücksichtigt.

§ 10 Übergangsvorschriften

(1) Die bis zum 30. April 1999 begonnenen Prüfungsverfahren können nach den bisherigen
Vorschriften zu Ende geführt werden. Bei der Anmeldung zur Prüfung kann bis zum Ablauf
des 30. November 1999 die Anwendung der bisherigen Vorschriften beantragt werden.

(2) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung nach den bis zum 30. April 1999 geltenden
Vorschriften nicht bestanden haben und sich innerhalb von zwei Jahren ab dem 1. Mai
1999 zu einer Wiederholungsprüfung anmelden, können die Wiederholungsprüfung nach den
am 30. April 1999 geltenden Vorschriften ablegen.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1983 in Kraft.
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Schlußformel 

D e r B u n d e s m i n i s t e r f ü r B i l d u n g u n d W i s s e n s c h a f t

Anlage 

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1982, 1251 - 1252,
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote
 
 
                                                                        Seite 1
                       Muster
 
 
 
 
...............................................................................
(Bezeichnung der zuständigen Stelle)

 
 
                        Zeugnis
                          über die
                 Prüfung zum anerkannten Abschluß
 
    Geprüfter Kraftverkehrsmeister/Geprüfter Industriemeister
              - Fachrichtung Kraftverkehr
    Geprüfte Kraftverkehrsmeisterin/Geprüfte Industriemeisterin
              - Fachrichtung Kraftverkehr
 
Herr/Frau .....................................................................
geboren am ...................................... in ..........................
hat am ................................... die Prüfung zum anerkannten Abschluß
 
    Geprüfter Kraftverkehrsmeister/Geprüfter Industriemeister
              - Fachrichtung Kraftverkehr
    Geprüfte Kraftverkehrsmeisterin/Geprüfte Industriemeisterin
              - Fachrichtung Kraftverkehr
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß Geprüfter
Kraftverkehrsmeister/Geprüfter Industriemeister - Fachrichtung Kraftverkehr,
Geprüfte Kraftverkehrsmeisterin/Geprüfte Industriemeisterin - Fachrichtung
Kraftverkehr vom 25. August 1982 (BGBl. I S. 1245),
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 15. April 1999
(BGBl. I S. 711)
 
                   b e s t a n d e n .
 
Datum              ............................................................
Unterschrift       ............................................................
 
(Siegel der zuständigen Stelle)
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Seite 2
 
Ergebnisse der Prüfung
                                                                     Note
  I. Fachrichtungsübergreifende Prüfung                         ...............
     1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln                   ...............
     2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln                   ...............
     3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb            ...............
     (Im Falle des § 7: "Der Prüfungsteilnehmer wurde gemäß
     § 7 im Hinblick auf die am .......... in ..........
     vor .......... abgelegte Prüfung in diesem Prüfungs-
     teil/im Prüfungsfach .......... freigestellt.")
 
 II. Fachrichtungsspezifische Prüfung                           ...............
     1. Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen     ...............
     2. Rechtsvorschriften im Kraftverkehr                      ...............
     3. Verkehrsbetrieb                                         ...............
     4. Verkehrsbetriebstechnik                                 ...............
     5. Verkehrssicherheit                                      ...............
     (Im Falle des § 7: entsprechend Klammervermerk unter I.3)
 
III. Berufs- und arbeitspädagogische Prüfung                 ...............
     Die berufs- und arbeitspädagogische Qualifikation
     als Fähigkeit zum selbständigen Planen, Durchführen
     und Kontrollieren wurde durch eine Prüfung mit
     einem schriftlichen und einem praktischen Teil
     nachgewiesen.
     (Im Falle des § 7: entsprechend Klammervermerk unter I.3) 

Anhang EV Auszug aus EinigVtr Anlage I Kapitel XVI Sachgebiet C Abschnitt
III
(BGBl. II 1990, 889, 1135)

Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet mit folgenden
Maßgaben in Kraft:
1. Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 (BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert durch §

19 des Gesetzes vom 23. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1692), und auf Grund § 21 Abs. 1
und 2, §§ 25, 29 Abs. 1, § 43 Abs. 1 und 2, § 46 Abs. 2, § 47 Abs. 3, § 76 Abs. 2,
§ 77 Abs. 5, § 80 Abs. 2, § 81 Abs. 4, § 82 Abs. 2, §§ 93, 95 Abs. 4, § 96 Abs. 2
erlassene Rechtsverordnungen
mit folgenden Maßgaben:
a) Rechtsverordnungen nach § 21 Abs. 1 des Gesetzes bedürfen der gesonderten

Inkraftsetzung durch den Bundesminister für Bildung und Wissenschaft
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
Rechtsverordnungen nach § 29 Abs. 1 und § 43 des Gesetzes bedürfen der gesonderten
Inkraftsetzung durch den Bundesminister für Wirtschaft oder den sonst zuständigen
Fachminister im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
 

b) Die zuständige Stelle kann bis zum 31. Dezember 1995 Ausnahmen von den
Ausbildungsverordnungen nach § 25 des Gesetzes zulassen, wenn die durch technische
Regeln gesetzten Anforderungen noch nicht erfüllt werden können. Die Ausnahmen
sind zu befristen. Der Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige
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Fachminister kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung und
Wissenschaft durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, die Befugnis nach Satz 1 einschränken oder aufheben.
 

c) Die Regelungen in Ausbildungsverordnungen nach § 25 des Gesetzes über die
Ausbildung in überbetrieblichen Ausbildungsstätten (§ 27 des Gesetzes) werden
nicht angewendet, wenn die zuständige Stelle feststellt, daß eine solche
Ausbildung nicht möglich ist.
 

d) Bei Inkrafttreten des Gesetzes über die Inkraftsetzung des Berufsbildungsgesetzes
der Bundesrepublik Deutschland in der Deutschen Demokratischen Republik - IGBBiG -
vom 19. Juli 1990 (GBl. I Nr. 50 S. 907) bestehende Ausbildungsverhältnisse werden
nach den neuen Vorschriften zu Ende geführt, es sei denn, daß eine Ausbildung
nach den neuen Vorschriften nicht möglich ist oder der Lehrling eine Fortsetzung
nach den bisherigen Vorschriften ausdrücklich wünscht. Sofern die Beendigung des
Lehrverhältnisses nach den neuen Ausbildungsverordnungen im bisherigen Betrieb
nicht möglich ist, sind das zuständige Arbeitsamt und die zuständige Stelle
verpflichtet, den Lehrling zu unterstützen, einen neuen Ausbildungsbetrieb zu
finden, der die Ausbildung nach den neuen Ausbildungsverordnungen fortsetzt.
 

e) Die Ausbildungszeit soll nach § 29 Abs. 3 des Gesetzes verlängert werden, soweit
eine Berufsausbildung mit Abitur durchgeführt wird.
 

f) Die Anwendung der §§ 76, 77, 80 bis 82, 86, 88, 90, 92 bis 96 des Gesetzes und der
auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen Verordnungen bestimmt der Bundesminister
für Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachminister im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf.
 

g) Die Betriebe sind verpflichtet, die praktische Berufsausbildung zweckentsprechend
aufrecht zu erhalten, soweit dies zur Erfüllung von Lehrverträgen erforderlich
ist, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über die Inkraftsetzung des
Berufsbildungsgesetzes der Bundesrepublik Deutschland in der Deutschen
Demokratischen Republik - JGBBiG - vom 19. Juli 1990 (GBl. I Nr. 50 S. 907)
abgeschlossen worden sind. Für Betriebsakademien und andere der beruflichen
Bildung dienende Einrichtungen ist dies mindestens bis zum 31. Dezember
1990 zu gewährleisten. Auf Antrag der Handwerkskammern und der Industrie-
und Handelskammern ist durch die Betriebe zu prüfen, inwieweit vorhandene
Kapazitäten der praktischen Berufsausbildung (insbesondere Lehrwerkstätten) als
überbetriebliche Ausbildungsstätten genutzt werden oder als Treuhandvermögen an
die vorgenannten Kammern zur Nutzung übertragen werden können.
 

h) Solange die in §§ 79, 87, 89 und 91 des Gesetzes genannten zuständigen Stellen
nicht bestehen, bestimmt das Land die zuständige Stelle.
 

i) Lehrlinge, die gemäß der Systematik der Facharbeiterberufe ausgebildet
werden, werden nach den bisherigen Rechtsvorschriften geprüft, soweit nicht
der Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachminister
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
Übergangsvorschriften für Verfahren und Zuständigkeiten erläßt.
 

k) Die am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts laufenden Prüfungsverfahren in der
beruflichen Fortbildung und beruflichen Umschulung werden nach den bisherigen
Vorschriften zu Ende geführt.
 

 

...
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Verordnung über die Prüfung zum
anerkannten Abschluss Geprüfter
Meister/Geprüfte Meisterin für Kreislauf-
und Abfallwirtschaft und Städtereinigung

KrW/AbfMeistPrV

Ausfertigungsdatum: 23.02.2005

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter Meister/Geprüfte
Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung vom 23. Februar 2005
(BGBl. I S. 359)"

Fußnote

 Textnachweis ab:  1. 3.2005 

Eingangsformel 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 (BGBl.
I S. 1112), der zuletzt durch Artikel 184 Nr. 1 der Verordnung vom 25. November
2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium für
Bildung und Forschung nach Anhören des Ständigen Ausschusses des Bundesinstituts für
Berufsbildung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit, dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die
berufliche Fortbildung zum Geprüften Meister/zur Geprüften Meisterin für Kreislauf- und
Abfallwirtschaft und Städtereinigung erworben worden sind, kann die zuständige Stelle
Prüfungen nach den §§ 2 bis 9 durchführen.

(2) Ziel der Prüfung ist der Nachweis der Qualifikation zum Geprüften Meister/zur
Geprüften Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung und damit
die Befähigung:
1. in privaten und öffentlichen Unternehmen unterschiedlicher Größe und

Branchenzugehörigkeit sowie in verschiedenen Bereichen und Tätigkeitsfeldern eines
Unternehmens Sach-, Organisations- und Führungsaufgaben wahrzunehmen und
 

2. sich auf veränderte Methoden und Systeme, auf sich verändernde Strukturen
der Arbeitsorganisation und auf neue Methoden der Organisationsentwicklung,
der Personalführung und -entwicklung flexibel einzustellen sowie den
technisch-organisatorischen Wandel im Unternehmen mitzugestalten.
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(3) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob die Qualifikation vorhanden ist, folgende
im Zusammenhang stehende Aufgaben eines Geprüften Meisters/einer Geprüften Meisterin
für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung wahrnehmen zu können:
1. Planen und Organisieren von betrieblichen Aufgabenstellungen unter Berücksichtigung

technischer, personeller, sozialer, rechtlicher und wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen; Arbeitsabläufe einschließlich des Einsatzes von Materialien
und Betriebsmitteln unter Einhaltung der Qualitäts- und Quantitätsvorgaben unter
Berücksichtigung der Kundenbedürfnisse planen und sich an der Planung neuer
Arbeitstechniken und Prozessabläufe beteiligen;
 

2. Überwachen der Stoffströme, der Anlagentechniken und Steuern der Prozessabläufe
sowie der logistischen Vorgänge im Rahmen der umweltrelevanten und sonstigen
betrieblichen Vorgaben; Durchführen von Maßnahmen zur Vermeidung und Behebung
von Betriebsstörungen und Instandhalten der Anlagen und Einrichtungen unter
Berücksichtigung der sicherheitstechnischen und wirtschaftlichen Aspekte; Überwachen
der Kosten und der Arbeitsleistung; Koordinieren von Maßnahmen zur Zusammenarbeit
mit anderen Betriebseinheiten und Dritten; Gewährleisten der Einhaltung der
Arbeitssicherheits-, Umwelt- und Gesundheitsvorschriften in enger Zusammenarbeit mit
den zuständigen Fachkräften;
 

3. Führen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne der Unternehmensziele unter
Berücksichtigung ihrer Befähigungen; Anleiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
zu selbständigem und verantwortlichem Handeln; Vorbereiten der Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen auf besondere psychologische Anforderungen ihrer Tätigkeit; Planen
des Personalbedarfs und Mitwirken bei Stellenbesetzungen; Fördern der Kommunikation
zwischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, mit den Führungskräften sowie mit den
Personalvertretungen; Beurteilen von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen; Fördern
der Innovationsbereitschaft, der Entwicklung und der Weiterbildung der Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen; Verantworten der Ausbildung; Durchführen von Maßnahmen
zur Erreichung der Qualitätsmanagementziele; Sicherstellen qualitätssichernder
Maßnahmen; Sensibilisieren der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für Belange des
Informations- und Datenschutzes.
 

(4) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Meister/Geprüfte Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung.

§ 2 Umfang der Meisterqualifikation und Gliederung der Prüfung

(1) Die Qualifikation zum Geprüften Meister/zur Geprüften Meisterin für Kreislauf- und
Abfallwirtschaft und Städtereinigung umfasst:
1. Berufs- und arbeitspädagogische Qualifikationen,

 

2. Grundlegende Qualifikationen,
 

3. Handlungsspezifische Qualifikationen.
 

(2) Der Erwerb der berufs- und arbeitspädagogischen Qualifikationen gemäß der
Ausbilder-Eignungsverordnung nach dem Berufsbildungsgesetz oder auf Grund einer anderen
öffentlich-rechtlichen Regelung, wenn die nachgewiesenen Kenntnisse den Anforderungen
nach § 3 Abs. 1 der Ausbilder-Eignungsverordnung gleichwertig sind, ist nachzuweisen.
Der Nachweis soll vor Ablegen des Prüfungsteils "Handlungsspezifische Qualifikationen"
erfolgen.

(3) Die Prüfung zum Geprüften Meister/zur Geprüften Meisterin für Kreislauf- und
Abfallwirtschaft und Städtereinigung gliedert sich in die Prüfungsteile:
1. Grundlegende Qualifikationen und

 

2. Handlungsspezifische Qualifikationen.
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(4) Im Prüfungsteil nach Absatz 3 Nr. 1 ist schriftlich in Form von anwendungsbezogenen
Aufgabenstellungen gemäß § 4 zu prüfen.

(5) Im Prüfungsteil nach Absatz 3 Nr. 2 ist schriftlich und mündlich in Form von
handlungsspezifischen Aufgabenstellungen gemäß § 5 zu prüfen.

§ 3 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung im Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" ist zuzulassen, wer
Folgendes nachweist:
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung zur Fachkraft für Kreislauf- und

Abfallwirtschaft, zum Ver- und Entsorger/zur Ver- und Entsorgerin und danach eine
mindestens einjährige Berufspraxis oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem sonstigen anerkannten
Ausbildungsberuf und danach eine mindestens zweijährige Berufspraxis oder
 

3. eine mindestens fünfjährige Berufspraxis.
 

(2) Zur Prüfung im Prüfungsteil "Handlungsspezifische Qualifikationen" ist zuzulassen,
wer Folgendes nachweist:
1. das Ablegen des Prüfungsteils "Grundlegende Qualifikationen", das nicht länger als

fünf Jahre zurückliegt, und
 

2. zu den in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 beinhalteten Praxiszeiten mindestens ein weiteres
Jahr Berufspraxis.
 

(3) Die Berufspraxis gemäß den Absätzen 1 und 2 soll wesentliche Bezüge zu den Aufgaben
eines Geprüften Meisters/einer Geprüften Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft
und Städtereinigung gemäß § 1 Abs. 3 haben.

(4) Abweichend von den in den Absätzen 1 und 2 Nr. 2 genannten Voraussetzungen kann zur
Prüfung in den Prüfungsteilen auch zugelassen werden, wer durch Vorlage von Zeugnissen
oder auf andere Weise glaubhaft macht, Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen
erworben zu haben, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 4 Grundlegende Qualifikationen

(1) Im Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" ist in folgenden Prüfungsbereichen
zu prüfen:
1. Rechtsbewusstes Handeln;

 

2. Betriebswirtschaftliches Handeln;
 

3. Anwenden von Methoden der Information, Kommunikation und Planung;
 

4. Zusammenarbeit im Betrieb;
 

5. Berücksichtigen naturwissenschaftlicher und technischer Gesetzmäßigkeiten.
 

(2) Im Prüfungsbereich "Rechtsbewusstes Handeln" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, im Rahmen anwendungsbezogener Handlungen einschlägige Rechtsvorschriften
berücksichtigen zu können. Dazu gehört, die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen unter arbeitsrechtlichen Aspekten zu gestalten sowie nach rechtlichen
Grundlagen die Arbeitssicherheit, den Gesundheitsschutz und den Umweltschutz
zu gewährleisten und die Zusammenarbeit mit den entsprechenden Institutionen
sicherzustellen. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Berücksichtigen arbeitsrechtlicher Vorschriften und Bestimmungen bei der Gestaltung

individueller Arbeitsverhältnisse und bei Fehlverhalten von Mitarbeitern und
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Mitarbeiterinnen, insbesondere unter Berücksichtigung des Arbeitsvertragsrechts, des
Tarifvertragsrechts und betrieblicher Vereinbarungen;
 

2. Berücksichtigen der Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes und des
Personalvertretungsrechts;
 

3. Berücksichtigen rechtlicher Bestimmungen hinsichtlich der Sozialversicherungen, der
Entgeltfindung sowie der Arbeitsförderung;
 

4. Berücksichtigen arbeitsschutz- und arbeitssicherheitsrechtlicher Vorschriften und
Bestimmungen in Abstimmung mit betrieblichen und außerbetrieblichen Institutionen;
 

5. Berücksichtigen der Vorschriften des Umweltrechts, insbesondere hinsichtlich
des Gewässer- und Bodenschutzes, der Kreislauf- und Abfallwirtschaft, der
Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung, des Strahlenschutzes und des Schutzes vor
gefährlichen Stoffen;
 

6. Berücksichtigen wirtschaftsrechtlicher Vorschriften und Bestimmungen sowie des
Datenschutzes.
 

(3) Im Prüfungsbereich "Betriebswirtschaftliches Handeln" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, im Rahmen anwendungsbezogener Handlungen, betriebswirtschaftliche
Gesichtspunkte berücksichtigen und volkswirtschaftliche Zusammenhänge herstellen
zu können. Es sollen Unternehmensformen dargestellt sowie deren Auswirkungen auf
die eigene Aufgabenwahrnehmung analysiert und beurteilt werden können. Weiterhin
soll die Fähigkeit nachgewiesen werden, betriebliche Abläufe nach wirtschaftlichen
Gesichtspunkten planen, beurteilen und beeinflussen zu können. In diesem Rahmen können
folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Berücksichtigen von ökonomischen Handlungsprinzipien unter Einbeziehung

volkswirtschaftlicher Zusammenhänge und sozialer Wirkungen;
 

2. Berücksichtigen der Grundsätze betrieblicher Aufbau- und Ablauforganisation;
 

3. Nutzen der Möglichkeiten der Organisationsentwicklung;
 

4. Anwenden von Methoden der Entgeltfindung und der kontinuierlichen betrieblichen
Verbesserung;
 

5. Durchführen von Kostenarten-, Kostenstellen- und Kostenträgerrechnungen sowie von
Kalkulationsverfahren.
 

(4) Im Prüfungsbereich "Anwenden von Methoden der Information, Kommunikation und
Planung" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden, Projekte und Prozesse analysieren,
planen und transparent machen zu können. Dazu gehört, Daten aufbereiten, technische
Unterlagen erstellen, entsprechende Planungstechniken einsetzen sowie angemessene
Präsentationstechniken anwenden zu können. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Erfassen, Analysieren und Aufbereiten von Betriebs-, Produkt- und Prozessdaten

mittels EDV-Systemen und Bewerten visualisierter Daten;
 

2. Bewerten von Planungstechniken und Analysemethoden sowie deren
Anwendungsmöglichkeiten;
 

3. Anwenden von Präsentationstechniken;
 

4. Erstellen von technischen Unterlagen, Entwürfen, Statistiken, Tabellen und
Diagrammen;
 

5. Anwenden von Projektmanagementmethoden;
 

6. Auswählen und Anwenden von Informations- und Kommunikationsformen einschließlich des
Einsatzes entsprechender Informations- und Kommunikationsmittel.
 

(5) Im Prüfungsbereich "Zusammenarbeit im Betrieb" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, im Rahmen anwendungsbezogener Handlungen Zusammenhänge des Sozialverhaltens
erkennen, deren Auswirkungen auf die Zusammenarbeit beurteilen und durch angemessene
Maßnahmen auf eine zielorientierte und effiziente Zusammenarbeit hinwirken zu können.
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Dazu gehört, die Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen fördern,
betriebliche Probleme und soziale Konflikte lösen, Führungsgrundsätze berücksichtigen
und angemessene Führungstechniken anwenden zu können. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Beurteilen und Fördern der beruflichen Entwicklung Einzelner unter Beachtung

des bisherigen Berufsweges und unter Berücksichtigung persönlicher und sozialer
Gegebenheiten;
 

2. Beurteilen und Berücksichtigen des Einflusses von Arbeitsorganisation und
Arbeitsplatz auf das Sozialverhalten und das Betriebsklima sowie Ergreifen von
Maßnahmen zu deren Verbesserung;
 

3. Beurteilen von Einflüssen der Gruppenstruktur auf das Gruppenverhalten und die
Zusammenarbeit sowie Entwickeln und Umsetzen von Alternativen;
 

4. Auseinandersetzen mit eigenem und fremdem Führungsverhalten, Umsetzen von
Führungsgrundsätzen;
 

5. Anwenden von Führungsmethoden und -techniken einschließlich Vereinbarungen
entsprechender Handlungsspielräume, um Leistungsbereitschaft und Zusammenarbeit der
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu fördern;
 

6. Fördern der Kommunikation und Kooperation durch Anwenden von Methoden zur Lösung
betrieblicher Probleme und sozialer Konflikte.
 

(6) Im Prüfungsbereich "Berücksichtigen naturwissenschaftlicher und technischer
Gesetzmäßigkeiten" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden, einschlägige
naturwissenschaftliche und technische Gesetzmäßigkeiten zur Lösung technischer Probleme
einbeziehen sowie mathematische, physikalische, chemische und technische Kenntnisse und
Fertigkeiten zur Lösung von Aufgaben aus der betrieblichen Praxis anwenden zu können.
In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Berücksichtigen der Auswirkungen naturwissenschaftlicher und technischer

Gesetzmäßigkeiten auf Materialien, Maschinen und Prozesse sowie auf Mensch
und Umwelt, insbesondere bei Oxydations- und Reduktionsvorgängen, thermischen
Einflüssen, galvanischen Prozessen, mechanischen Bewegungsvorgängen,
elektrotechnischen, hydraulischen und pneumatischen Antriebs- und
Steuerungsvorgängen;
 

2. Verwenden unterschiedlicher Energieformen im Betrieb sowie Beachten der damit
zusammenhängenden Auswirkungen auf Mensch und Umwelt;
 

3. Berechnen von betriebs- und prozesstechnischen Größen bei Belastungen und
Bewegungen;
 

4. Anwenden von statistischen Verfahren und Durchführen von einfachen statistischen
Berechnungen sowie ihre graphische Darstellung.
 

(7) Die Bearbeitungsdauer für die schriftlichen Aufgaben in den in Absatz 1 Nr. 1
bis 5 genannten Prüfungsbereichen soll insgesamt höchstens acht Stunden betragen, je
Prüfungsbereich nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 mindestens 90 Minuten, im Prüfungsbereich
nach Absatz 1 Nr. 5 mindestens 60 Minuten.

(8) Wurden in nicht mehr als zwei schriftlichen Prüfungsleistungen in den in Absatz 1
Nr. 1 bis 5 genannten Prüfungsbereichen mangelhafte Prüfungsleistungen erbracht, ist
in diesen Prüfungsbereichen eine mündliche Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei einer
oder mehreren ungenügenden schriftlichen Prüfungsleistungen besteht diese Möglichkeit
nicht. Die Ergänzungsprüfung soll in der Regel nicht länger als 20 Minuten dauern. Die
Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung und die der mündlichen Ergänzungsprüfung
werden zu einer Note zusammengefasst. Dabei wird die Bewertung der schriftlichen
Prüfungsleistung doppelt gewichtet.
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§ 5 Handlungsspezifische Qualifikationen

(1) Der Prüfungsteil "Handlungsspezifische Qualifikationen" umfasst die
Handlungsbereiche "Technik", "Organisation" sowie "Führung und Personal". Die
Handlungsbereiche enthalten folgende Qualifikationsschwerpunkte:
1. Handlungsbereich "Technik":

a) Betriebstechnik in der Kreislauf- und Abfallwirtschaft,
 

b) Logistik, Sammlung und Transport,
 

c) Stadtreinigung und Winterdienst;
 

 

2. Handlungsbereich "Organisation":
a) Kostenwesen,

 

b) Betriebsführung, Betriebsüberwachung und Kundenorientierung,
 

c) Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutz,
 

d) Recht;
 

 

3. Handlungsbereich "Führung und Personal":
a) Personalführung,

 

b) Personalentwicklung,
 

c) Managementsysteme.
 

 

(2) Es werden drei, die Handlungsbereiche integrierende Situationsaufgaben nach den
Absätzen 3 bis 5 unter Berücksichtigung der "Grundlegenden Qualifikationen" gestellt.
Zwei der Situationsaufgaben sind schriftlich zu lösen, eine Situationsaufgabe ist
Gegenstand des situationsbezogenen Fachgespräches nach Absatz 6. Die Situationsaufgaben
sind so zu gestalten, dass alle Qualifikationsschwerpunkte der Handlungsbereiche
mindestens einmal thematisiert werden. Die Prüfungsdauer der schriftlichen
Situationsaufgaben beträgt jeweils mindestens drei Stunden, insgesamt jedoch nicht mehr
als acht Stunden.

(3) In der Situationsaufgabe aus dem Handlungsbereich "Technik" sollen dessen
Qualifikationsschwerpunkte den Kern bilden. Die Situationsaufgabe soll darüber hinaus
Qualifikationsinhalte aus den Qualifikationsschwerpunkten der Handlungsbereiche
"Organisation" sowie "Führung und Personal" integrativ mit berücksichtigen.
Im Einzelnen kann die Situationsaufgabe folgende Qualifikationsinhalte aus dem
Handlungsbereich "Technik" mit den Qualifikationsschwerpunkten gemäß den Nummern 1 bis
3 umfassen:
1. im Qualifikationsschwerpunkt "Betriebstechnik in der Kreislauf- und

Abfallwirtschaft" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden, das Stoffstrommanagement
zu führen, die Verfahrenstechniken anzuwenden, die Einrichtungen und
Anlagen zu überwachen und zu steuern, um den Anlagenbetrieb entsprechend den
Normen und Vorschriften zu gewährleisten. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte in den Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Anwenden der chemischen, biologischen und physikalischen Methoden und Verfahren

der Kreislauf- und Abfallwirtschaft,
 

b) Führen des Stoffstrommanagements,
 

c) Überwachen und Steuern der Einrichtungen und Anlagen unter optimalem Einsatz der
Betriebsmittel,
 

d) Planen und Einleiten von Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen in Anlagen und
Einrichtungen;
 

 

2. im Qualifikationsschwerpunkt "Logistik, Sammlung und Transport" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, zusammen mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen entsprechend
den Normen und Vorschriften Abfälle zu erfassen, zuzuordnen, zu sammeln, zu
transportieren und zu lagern und die logistischen Vorgänge unter optimalen
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Bedingungen zu steuern. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte in
den Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Erfassen, Getrennthalten, Bereitstellen und Zuordnen der Abfälle für die

unterschiedlichen Verwertungs-, Behandlungs- und Beseitigungswege,
 

b) Anwenden und Nutzen der Behälter-, Schüttungs-, Transport- und Fahrzeugtechniken
einschließlich Vorhaltung, Wartung und Instandhaltung,
 

c) Erstellen der Einsatz-, Revier- und Routenplanungen,
 

d) Koordinieren des Einsatzes der Betriebsmittel;
 

 

3. im Qualifikationsschwerpunkt "Stadtreinigung und Winterdienst" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, dass die Techniken und Verfahren der Stadtreinigung und des
Winterdienstes gemeinsam mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen entsprechend den
Normen und Vorschriften angewendet werden können. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte in den Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Anwenden der Techniken und Verfahren der Stadtreinigung unter optimalem Einsatz

des Personals und der Betriebsmittel,
 

b) Anwenden der Techniken und Verfahren des Winterdienstes unter optimalem Einsatz
des Personals und der Betriebsmittel,
 

c) Erstellen der Einsatz-, Revier- und Routenplanungen unter Berücksichtigung der
Dringlichkeiten des Winterdienstes und der Verkehrssicherungspflicht,
 

d) Einhalten der Dokumentationspflichten bei Stadtreinigung und Winterdienst.
 

 

(4) In der Situationsaufgabe aus dem Handlungsbereich "Organisation" sollen dessen
Qualifikationsschwerpunkte den Kern bilden. Die Situationsaufgabe soll darüber hinaus
Qualifikationsinhalte aus den Qualifikationsschwerpunkten der Handlungsbereiche
"Technik" sowie "Führung und Personal" integrativ mit berücksichtigen. Im Einzelnen
kann die Situationsaufgabe folgende Qualifikationsinhalte aus dem Handlungsbereich
"Organisation" mit den Qualifikationsschwerpunkten gemäß den Nummern 1 bis 4 umfassen:
1. im Qualifikationsschwerpunkt "Kostenwesen" soll die Fähigkeit nachgewiesen

werden, betriebswirtschaftliche Zusammenhänge und kostenrelevante Einflussfaktoren
erfassen und beurteilen zu können. Die Fähigkeit umfasst, Möglichkeiten der
Kostenbeeinflussung aufzuzeigen und Maßnahmen zum kostenbewussten Handeln zu
planen, zu organisieren, einzuleiten und zu überwachen. Es soll ferner die Fähigkeit
nachgewiesen werden, Kalkulationsverfahren anwenden und organisatorische sowie
personelle Maßnahmen auch in ihrer Bedeutung als Kostenfaktoren beurteilen und
berücksichtigen zu können. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte in
den Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Planen, Erfassen, Analysieren und Bewerten von Kosten,

 

b) Überwachen und Einhalten des Budgets,
 

c) Beeinflussen der Kosten, insbesondere unter Berücksichtigung alternativer
Konzepte,
 

d) Beeinflussen des Kostenbewusstseins der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,
 

e) Anwenden von Kalkulationsverfahren,
 

f) Anwenden von Instrumenten der Zeitwirtschaft,
 

g) Abwickeln von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen;
 

 

2. im Qualifikationsschwerpunkt "Betriebsführung, Betriebsüberwachung und
Kundenorientierung" soll die Fähigkeit nachgewiesen werden, dass die Instrumente
der Betriebsführung, Betriebsüberwachung und Kundenbetreuung gemeinsam mit
den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen entsprechend den Normen und Vorschriften
beherrscht werden. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte in den
Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Disponieren von Betriebsmitteln, Geräten, Fahrzeugen und Betriebseinrichtungen,

 

b) Planen des Personaleinsatzes,
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c) Anwenden von Betriebs- und Hilfsmitteln sowie Kommunikationstechniken bei der
Disposition,
 

d) Anwenden von Grundlagen der Betriebsüberwachung bei Anlagen und
Betriebseinrichtungen sowie im Bereich der Sammlung, des Transportes von Abfällen,
der Stadtreinigung und des Winterdienstes,
 

e) Einhalten der Güteanforderungen an Stoffströme mit Probenahme, Analytik und
Gütesicherung,
 

f) Anwenden von Kenntnissen über Organisationsverschulden unter Berücksichtigung der
Betriebsorganisation und der Managementhaftung,
 

g) Darstellen der Möglichkeiten der Kundenbetreuung, der Kundenorientierung und
Wirkungen auf die Kundenbindung,
 

h) Bearbeiten von Kundenaufträgen;
 

 

3. im Qualifikationsschwerpunkt "Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutz" soll
die Fähigkeit nachgewiesen werden, einschlägige Gesetze, Vorschriften und
Bestimmungen in ihrer Bedeutung erkennen und ihre Einhaltung sicherstellen zu
können. Die Fähigkeit umfasst, Gefahren vorzubeugen, Störungen zu erkennen und zu
analysieren sowie Maßnahmen zu ihrer Vermeidung oder Beseitigung einzuleiten sowie
sicherzustellen, dass sich die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen arbeits-, umwelt-
und gesundheitsschutzbewusst verhalten und entsprechend handeln. In diesem Rahmen
können folgende Qualifikationsinhalte in den Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Beurteilen, Überprüfen und Gewährleisten der Arbeitssicherheit, des Arbeits-,

Gesundheits- und Umweltschutzes,
 

b) Fördern des Bewusstseins der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bezüglich der
Arbeitssicherheit, des Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutzes,
 

c) Planen und Durchführen von Unterweisungen in der Arbeitssicherheit, des Arbeits-,
Umwelt- und Gesundheitsschutzes,
 

d) Überwachen der Lagerung von und des Umgangs mit umweltbelastenden und
gesundheitsgefährdenden Stoffen und Betriebsmitteln,
 

e) Planen, Vorschlagen, Einleiten und Überprüfen von Maßnahmen zur Verbesserung
der Arbeitssicherheit sowie zur Reduzierung und Vermeidung von Unfällen und von
Umwelt- und Gesundheitsbelastungen;
 

 

4. im Qualifikationsschwerpunkt "Recht" soll das Vertrautsein mit den für die
Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung relevanten Rechtsvorschriften
und die Fähigkeit, diese im Rahmen der Tätigkeit berücksichtigen zu können,
nachgewiesen werden. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte in den
Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Berücksichtigen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts und des

untergesetzlichen Regelwerks,
 

b) Berücksichtigen des Wasserrechts und des Bundesimmissionsschutzrechts,
 

c) Berücksichtigen des Güterkraftverkehrs-, Straßenverkehrs-, Gefahrgut- und
Transportrechts,
 

d) Berücksichtigen des Chemikalien- und Gefahrstoffrechts, Berücksichtigen des
Straßenreinigungsrechts,
 

e) Berücksichtigen des allgemeinen Verwaltungsrechts und der Satzungen.
 

 

(5) In der Situationsaufgabe aus dem Handlungsbereich "Führung und Personal" sollen
dessen Qualifikationsschwerpunkte den Kern bilden. Die Situationsaufgabe soll darüber
hinaus Qualifikationsinhalte aus den Qualifikationsschwerpunkten der Handlungsbereiche
"Technik" und "Organisation" integrativ mit berücksichtigen. Im Einzelnen kann die
Situationsaufgabe folgende Qualifikationsinhalte aus dem Handlungsbereich "Führung und
Personal" mit den Qualifikationsschwerpunkten gemäß den Nummern 1 bis 3 umfassen:
1. im Qualifikationsschwerpunkt "Personalführung" soll die Fähigkeit nachgewiesen

werden, den Personalbedarf ermitteln und den Personaleinsatz entsprechend den
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betrieblichen Anforderungen sicherstellen zu können. Dazu gehört die Fähigkeit,
die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach zielgerichteten Erfordernissen durch die
Anwendung geeigneter Methoden zu verantwortlichem Handeln hinzuführen. In diesem
Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte in den Situationsaufgaben geprüft
werden:
a) Ermitteln und Bestimmen des qualitativen und quantitativen Personalbedarfs unter

Berücksichtigung technischer und organisatorischer Veränderungen,
 

b) Auswählen und Einsetzen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter
Berücksichtigung der betrieblichen Anforderungen sowie ihrer persönlichen Eignung
und Befähigung,
 

c) Berücksichtigen der rechtlichen Rahmenbedingungen beim Einsatz von Fremdpersonal
und Fremdfirmen,
 

d) Erstellen von Anforderungsprofilen, Stellenplanungen sowie Funktions- und
Stellenbeschreibungen,
 

e) Delegieren von Aufgaben und der damit verbundenen Verantwortung,
 

f) Fördern der Kommunikations- und Kooperationsbereitschaft,
 

g) Anwenden von Führungsmethoden und -instrumenten,
 

h) Beteiligen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an Verbesserungsprozessen,
 

i) Einrichten, Moderieren und Steuern von Arbeits- und Projektgruppen;
 

 

2. im Qualifikationsschwerpunkt "Personalentwicklung" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, auf der Grundlage einer qualitativen und quantitativen Personalplanung
eine systematische Personalentwicklung durchführen zu können. Dazu gehört,
Personalentwicklungspotenziale einschätzen und Personalentwicklungs- und
Qualifizierungsziele festlegen zu können. Es sollen entsprechende Maßnahmen geplant,
realisiert, ihre Ergebnisse überprüft und die Umsetzung im Betrieb gefördert
werden können. In diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte in den
Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Festlegen der Ziele für eine kontinuierliche und innovationsorientierte

Personalentwicklung sowie der Erfolgskriterien, Ermitteln des
Personalentwicklungsbedarfs,
 

b) Durchführen von Potenzialeinschätzungen nach vorgegebenen Kriterien,
 

c) Veranlassen und Überprüfen von Maßnahmen der Personalentwicklung zur
Qualifizierung,
 

d) Beraten, Fördern, Beurteilen und Unterstützen von Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen hinsichtlich ihrer beruflichen Entwicklung;
 

 

3. im Qualifikationsschwerpunkt "Managementsysteme" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, bei der Realisierung, Verbesserung und Weiterentwicklung
von Managementsystemen mitzuwirken. Die Fähigkeit umfasst, die Ziele der
Managementsysteme durch Anwendung entsprechender Methoden und Führung der
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen erreichen zu können. In diesem Rahmen können
folgende Qualifikationsinhalte in den Situationsaufgaben geprüft werden:
a) Berücksichtigen des Einflusses von Managementsystemen auf das Unternehmen,

 

b) Fördern des Bewusstseins der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bezüglich der
Systemziele,
 

c) Anwenden von Methoden zur Sicherung, Verbesserung und Weiterentwicklung von
Managementsystemen,
 

d) kontinuierliches Umsetzen geeigneter Maßnahmen zur Erreichung von
Managementzielen.
 

 

(6) Im situationsbezogenen Fachgespräch soll die Fähigkeit nachgewiesen werden,
betriebliche Aufgabenstellungen analysieren, strukturieren und einer begründeten
Lösung zuführen zu können. Dazu gehört, Lösungsvorschläge unter Einbeziehung von
Präsentationstechniken erläutern und erörtern zu können. Das situationsbezogene
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Fachgespräch hat die gleiche Struktur wie eine schriftliche Situationsaufgabe. Es
stellt den Handlungsbereich in den Mittelpunkt, der nicht Kern einer schriftlichen
Situationsaufgabe ist, und integriert insbesondere die Qualifikationsschwerpunkte,
die nicht schriftlich geprüft werden. Das Fachgespräch soll je Prüfungsteilnehmer oder
Prüfungsteilnehmerin mindestens 45 Minuten und höchstens 60 Minuten dauern.

(7) Wurde in nicht mehr als einer schriftlichen Situationsaufgabe eine mangelhafte
Prüfungsleistung erbracht, ist in dieser Situationsaufgabe eine mündliche
Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei einer oder mehreren ungenügenden schriftlichen
Prüfungsleistungen besteht diese Möglichkeit nicht. Die Ergänzungsprüfung soll
in der Regel nicht länger als 20 Minuten dauern. Die Bewertung der schriftlichen
Prüfungsleistung und die der mündlichen Ergänzungsprüfung werden zu einer Note
zusammengefasst. Dabei wird die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung doppelt
gewichtet.

§ 6 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Auf Antrag kann die zuständige Stelle den Prüfungsteilnehmer oder die
Prüfungsteilnehmerin von der Prüfung im Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen",
in einzelnen Prüfungsbereichen dieses Prüfungsteils und in den schriftlichen
Situationsaufgaben im Prüfungsteil "Handlungsspezifische Qualifikationen" freistellen,
wenn in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung vor einer zuständigen Stelle, einer
öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen
Prüfungsausschuss eine Prüfung mit Erfolg abgelegt wurde, die den Anforderungen der
entsprechenden Prüfungsinhalte nach dieser Verordnung entspricht. Eine Freistellung von
der Prüfung im situationsbezogenen Fachgespräch gemäß § 5 Abs. 6 ist nicht zulässig.

§ 7 Bewerten der Prüfungsteile und Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfungsteile "Grundlegende Qualifikationen" und "Handlungsspezifische
Qualifikationen" sind gesondert nach Punkten zu bewerten.

(2) Für den Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" ist eine Note aus dem
arithmetischen Mittel der Punktebewertungen der Leistungen in den einzelnen
Prüfungsbereichen zu bilden.

(3) Im Prüfungsteil "Handlungsspezifische Qualifikationen" ist für jede schriftliche
Situationsaufgabe und das situationsbezogene Fachgespräch jeweils eine Note aus der
Punktebewertung der Prüfungsleistung zu bilden.

(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer oder die
Prüfungsteilnehmerin im Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" in allen
Prüfungsbereichen mindestens ausreichende Leistungen und im Prüfungsteil
"Handlungsspezifische Qualifikationen" in den schriftlichen Situationsaufgaben und dem
situationsbezogenen Fachgespräch jeweils mindestens ausreichende Leistungen erbracht
hat.

(5) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage 1 sowie ein
Zeugnis gemäß der Anlage 2 auszustellen. In das Zeugnis gemäß der Anlage 2 sind
die im Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" erzielte Note und die in den
Prüfungsbereichen erzielten Punkte sowie die in den schriftlichen Situationsaufgaben
und dem situationsbezogenen Fachgespräch erzielten Noten einzutragen. Im Fall der
Freistellung gemäß § 6 sind Ort und Datum sowie Bezeichnung des Prüfungsgremiums der
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anderweitig abgelegten Prüfung anzugeben. Der Nachweis über den Erwerb der berufs- und
arbeitspädagogischen Kenntnisse gemäß § 2 Abs. 2 ist im Zeugnis einzutragen.

§ 8 Wiederholung der Prüfung

(1) Jeder nicht bestandene Prüfungsteil kann zweimal wiederholt werden.

(2) Wer an einer Wiederholungsprüfung teilnimmt und sich innerhalb von zwei Jahren,
gerechnet vom Tage der Beendigung des nicht bestandenen Prüfungsteils an, zur
Wiederholungsprüfung angemeldet hat, ist auf Antrag von der Prüfung in einzelnen
Prüfungsbereichen, den schriftlichen Situationsaufgaben und dem situationsbezogenen
Fachgespräch zu befreien, wenn die dort in einer vorangegangenen Prüfung erbrachten
Leistungen ausgereicht haben. Der Antrag kann sich auch darauf richten, bestandene
Prüfungsleistungen zu wiederholen. Wird eine bestandene Prüfungsleistung erneut
geprüft, ist das letzte Ergebnis für das Bestehen zu berücksichtigen.

§ 9 Übergangsvorschriften

(1) Begonnene Prüfungsverfahren können bis zum 31. Dezember 2007 nach den bisherigen
Vorschriften zu Ende geführt werden. Bei der Anmeldung zur Prüfung kann bis zum Ablauf
des 30. Juni 2005 die Anwendung der bisherigen Vorschriften beantragt werden.

(2) Auf Antrag kann die zuständige Stelle die Wiederholungsprüfung auch gemäß dieser
Verordnung durchführen; § 8 Abs. 2 findet in diesem Fall keine Anwendung.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. März 2005 in Kraft.

Anlage 1 (zu § 7 Abs. 5)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2005, 366
 
                          M u s t e r
 
...............................................................................
             (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                         Z e u g n i s
                            über die
                Prüfung zum anerkannten Abschluss
        Geprüfter Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und
        Städtereinigung/Geprüfte Meisterin für Kreislauf- und
        Abfallwirtschaft und Städtereinigung
 
Herr/Frau .....................................................................
geboren am ........................... in .....................................
hat am ............................... die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
        Geprüfter Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und
        Städtereinigung/
        Geprüfte Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und
        Städtereinigung
 



Ein Service der juris GmbH - www.juris.de -

- 12 -

gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung/Geprüfte
Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung
vom 23. Februar 2005 (BGBl. I S. 359)
 
                               bestanden.
 
Datum ..........................................
Unterschrift(en) ...............................
                 (Siegel der zuständigen Stelle)

Anlage 2 (zu § 7 Abs. 5)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2005, 367 - 368
 
                          M u s t e r
 
...............................................................................
             (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                         Z e u g n i s
                            über die
                Prüfung zum anerkannten Abschluss
        Geprüfter Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und
        Städtereinigung/Geprüfte Meisterin für Kreislauf- und
        Abfallwirtschaft und Städtereinigung
 
Herr/Frau .....................................................................
geboren am ........................... in .....................................
hat am ............................... die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
        Geprüfter Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und
        Städtereinigung/
        Geprüfte Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und
        Städtereinigung
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Meister für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung/Geprüfte
Meisterin für Kreislauf- und Abfallwirtschaft und Städtereinigung
vom 23. Februar 2005 (BGBl. I S. 359) mit folgenden Ergebnissen 1) bestanden:
 
-----
1) Den Bewertungen liegt folgender Punkteschlüssel zu Grunde: ................
 
                                                                  Note
I.   Grundliegende Qualifikationen                             ..........
     Prüfungsbereiche:                             Punkte
     Rechtsbewusstes Handeln                     ..........
     Betriebswirtschaftliches Handeln            ..........
     Anwenden von Methoden der Information,
     Kommunikation und Planung                   ..........
     Zusammenarbeit im Betrieb                   ..........
     Berücksichtigen naturwissenschaftlicher
     und technischer Gesetzmäßigkeiten           ..........
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     (Im Fall des § 6: "Der Prüfungsteilnehmer/Die Prüfungsteilnehmerin wurde
     gemäß § 6 im Hinblick auf die am ..............
     in ............ vor ............. abgelegte Prüfung in dem Prüfungsteil/
     Prüfungsbereich .............. freigestellt.")
 
                                                                  Note
II.  Handlungsspezifische Qualifikationen
     Integrative schriftliche Situationsaufgaben im
     Handlungsbereich Technik                                  ..........
     Handlungsbereich Organisation                             ..........
     Handlungsbereich Führung und Personal                     ..........
     Situationsbezogenes Fachgespräch im
     Handlungsbereich ..............................           ..........
 
     (Im Fall des § 6: "Der Prüfungsteilnehmer/Die Prüfungsteilnehmerin wurde
     gemäß § 6 im Hinblick auf die am ..............
     in ............. vor ............ abgelegte Prüfung in der schriftlichen
     Situationsaufgabe aus dem Handlungsbereich ............ freigestellt.")
 
III. Berufs- und arbeitspädagogische Qualifikationen
 
     Der Prüfungsteilnehmer/Die Prüfungsteilnehmerin hat gemäß § 2 Abs. 2
     den Nachweis über den Erwerb der berufs- und arbeitspädagogischen
     Kenntnisse durch die Prüfung am ............ in ...................
     vor ............ erbracht.
 
Datum ..........................................
Unterschrift(en) ...............................
                 (Siegel der zuständigen Stelle)
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Verordnung über die Prüfung zum anerkannten
Abschluß Geprüfter Meister/Geprüfte
Meisterin für Lagerwirtschaft

LWMstrV

Ausfertigungsdatum: 15.10.1991

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß Geprüfter Meister/Geprüfte
Meisterin für Lagerwirtschaft vom 15. Oktober 1991 (BGBl. I S. 2020), geändert durch
die Verordnung vom 15. April 1999 (BGBl. I S. 711)"

 Stand: Geändert durch V v. 15.4.1999 I 711 

Fußnote

Textnachweis ab: 1.5.1992

Eingangsformel 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 (BGBl. I S.
1112), der zuletzt durch § 24 Nr. 2 des Gesetzes vom 24. August 1976 (BGBl. I S. 2525)
geändert worden ist, verordnet der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft nach
Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung gemäß § 19 Nr. 1
des Berufsbildungsförderungsgesetzes vom 23. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1692) und im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die
berufliche Fortbildung zum Meister/zur Meisterin für Lagerwirtschaft erworben worden
sind, kann die zuständige Stelle Prüfungen nach den §§ 2 bis 10 durchführen.

(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die notwendigen
Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, folgende Aufgaben eines Meisters
für Lagerwirtschaft als Führungskraft zwischen Planung und Ausführung in dem ihm
übertragenen Aufgabenbereich wahrzunehmen:
1. Mitwirken bei der Planung und Einrichtung der Betriebsmittel; Überwachen der

Betriebsmittel im Hinblick auf Qualitätsanforderungen und Störungen; Veranlassen der
Instandhaltung und Verbesserung der Betriebsmittel;
 

2. Übertragen der Aufgaben unter Berücksichtigung technischer, wirtschaftlicher
und sozialer Aspekte auf die Mitarbeiter entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit,
Qualifikation und Eignung; Einarbeitung und Anleitung der Mitarbeiter; Anstreben
eines partnerschaftlichen Verhältnisses zu den Mitarbeitern; Weiterleiten der
Anregungen und Anliegen der Mitarbeiter mit einer eigenen Beurteilung; Bemühen um
Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung und dem Betriebsrat; berufliche Bildung der
Mitarbeiter;
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3. Überwachen der Kostenentwicklung sowie der Arbeitsleistung; Sicherstellen der
Kontrollen der ein- und ausgehenden Erzeugnisse hinsichtlich ihrer Quantität und
Qualität; Beeinflussen des Material- und Produktionsflusses zur Gewährleistung
eines störungsfreien und termingerechten Arbeitens; Hinwirken auf eine reibungslose
Zusammenarbeit im Betriebsablauf; Zusammenarbeit mit anderen Betriebseinheiten;
 

4. Durchführen der erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung
in Abstimmung mit den im Betrieb mit der Arbeitssicherheit befaßten Stellen und
Personen.
 

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluß Geprüfter
Meister/Geprüfte Meisterin für Lagerwirtschaft.

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Meisterprüfung ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung in einem anerkannten Ausbildungsberuf,

der dem Bereich Lager-, Transport- oder Versandwesen zugeordnet werden kann und
danach eine Berufspraxis, die unter Anrechnung der in der Ausbildungsordnung für
den Ausbildungsberuf vorgeschriebenen Ausbildungsdauer mindestens fünf Jahre beträgt
oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung in einem anderen anerkannten
gewerblich-technischen oder handwerklichen Ausbildungsberuf und danach eine
mindestens dreijährige Berufspraxis oder
 

3. eine mindestens sechsjährige Berufspraxis nachweist.
 

Die Berufspraxis nach Satz 1 muß im Lager-, Transport- oder Versandwesen erbracht
worden sein.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Meisterprüfung auch zugelassen werden, wer durch
Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, daß er Kenntnisse,
Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Inhalt der Prüfung

(1) Die Meisterprüfung gliedert sich in
1. einen fachübergreifenden Teil,

 

2. einen fachspezifischen Teil,
 

3. einen berufs- und arbeitspädagogischen Teil.
 

(2) Die einzelnen Prüfungsteile können in beliebiger Reihenfolge an verschiedenen
Prüfungsterminen geprüft werden; dabei ist mit dem letzten Prüfungsteil spätestens zwei
Jahre nach dem ersten Prüfungstag des ersten Prüfungsteils zu beginnen.

§ 4 Fachübergreifender Teil

(1) Im fachübergreifenden Teil ist in folgenden Fächern zu prüfen:
1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln,

 

2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln,
 

3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb.
 

(2) Im Prüfungsfach "Grundlagen für kostenbewußtes Handeln" soll der Prüfungsteilnehmer
nachweisen, daß er wirtschaftliche Grundkenntnisse besitzt sowie wirtschaftliche
Zusammenhänge erkennen und beurteilen kann. Darüber hinaus soll er insbesondere
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nachweisen, daß er Organisationsprobleme des Betriebes auch in ihrer Bedeutung als
Kostenfaktoren beurteilen und notwendige Organisationstechniken an Hand von Beispielen
aus der Praxis anwenden kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. aus der Volkswirtschaftslehre:

a) Produktionsformen,
 

b) Wirtschaftssysteme,
 

c) nationale und internationale Unternehmens- und Organisationsformen und ihre
Zusammenschlüsse,
 

d) nationale und internationale Organisationen und Verbände der Wirtschaft,
 

 

2. aus der Betriebswirtschaftslehre:
a) Betriebsorganisation:

aa) Aufbauorganisation,
 

bb) Arbeitsplanung,
 

cc) Arbeitssteuerung,
 

dd) Arbeitskontrolle,
 

 

b) Organisations- und Informationstechniken,
 

c) Kostenrechnung und -kontrolle.
 

 

(3) Im Prüfungsfach "Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln" soll der Prüfungsteilnehmer
rechtliche Grundkenntnisse nachweisen. Er soll insbesondere an Hand von
betriebsbezogenen und praxisnahen Fällen nachweisen, daß er die Bedeutung der
Rechtsvorschriften für seinen Funktionsbereich erkennen und beurteilen kann. In diesem
Rahmen können geprüft werden:
1. aus dem Grundgesetz:

a) Grundrechte,
 

b) Gesetzgebung,
 

c) Rechtsprechung,
 

 

2. aus dem Arbeits- und Sozialrecht:
a) Arbeitsvertragsrecht,

 

b) Arbeitsschutzrecht einschließlich Arbeitssicherheitsrecht,
 

c) Betriebsverfassungsrecht, Mitbestimmungsrecht,
 

d) Tarifvertragsrecht,
 

e) Sozialversicherungsrecht,
 

 

3. Umweltschutzrecht.
 

(4) Im Prüfungsfach "Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb" soll der
Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er über soziologische Grundkenntnisse verfügt und
soziologische Zusammenhänge im Betrieb erkennen und beurteilen kann. In diesem Rahmen
können geprüft werden:
1. Grundlagen des Sozialverhaltens der Menschen:

a) Entwicklungsprozeß des einzelnen,
 

b) Gruppenverhalten,
 

 

2. Einflüsse des Betriebes auf das Sozialverhalten:
a) Arbeitsorganisation und soziale Maßnahmen,

 

b) Arbeitsplatz- und Betriebsgestaltung,
 

c) Führungsgrundsätze,
 

 

3. Einflüsse des Meisters auf die Zusammenarbeit im Betrieb:
a) Rolle des Meisters,

 

b) Kooperation und Kommunikation,
 

c) Führungstechniken und Führungsverhalten.
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(5) Die Prüfung in den in Absatz 1 genannten Prüfungsfächern ist schriftlich und in dem
in Absatz 1 Nr. 3 genannten Prüfungsfach auch mündlich durchzuführen.

(6) Die schriftliche Prüfung soll nicht länger als sechs Stunden dauern; sie besteht
je Prüfungsfach aus einer unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit. Die Mindestzeiten
betragen im Prüfungsfach:
1.  Grundlagen
    für kostenbewußtes Handeln:            2   Stunden,
2.  Grundlagen
    für rechtsbewußtes Handeln:            1   Stunde,
3.  Grundlagen
    für die Zusammenarbeit im Betrieb:     1,5 Stunden.

(7) In der mündlichen Prüfung in dem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Prüfungsfach soll
der Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er in der Lage ist, bestimmte berufstypische
Situationen zu erkennen, ihre Ursachen zu klären und sachgerechte Lösungsvorschläge zu
machen. Es ist von einer praxisbezogenen, betrieblichen Situationsaufgabe auszugehen.
Die Prüfung soll je Prüfungsteilnehmer nicht länger als 30 Minuten dauern.

(8) Die schriftliche Prüfung ist in den in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten
Prüfungsfächern auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder nach Ermessen des
Prüfungsausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn sie für das Bestehen
der Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung der Prüfungsleistung von wesentlicher
Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung soll je Prüfungsfach und Prüfungsteilnehmer nicht
länger als zehn Minuten dauern. Absatz 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

§ 5 Fachspezifischer Teil

(1) Im fachspezifischen Teil ist in folgenden Fächern zu prüfen:
1. Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen,

 

2. Betriebstechnik und Arbeitssicherheit,
 

3. Logistik und Umweltschutz,
 

4. Fachspezifische Situationsaufgabe.
 

(2) Im Prüfungsfach "Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen" soll der
Prüfungsteilnehmer nachweisen, daß er grundlegende mathematische, physikalische und
chemische Kenntnisse zur Lösung praxisbezogener Aufgabenstellungen anwenden kann.
Hierzu gehört, daß er die Grundbegriffe und elementaren Gesetzmäßigkeiten der Physik
und der allgemeinen Chemie kennt und ihre Auswirkungen auf die berufliche Praxis
beurteilen kann. Außerdem soll er deutlich machen, daß er die mit seiner Tätigkeit
zusammenhängenden Berechnungen unter Nutzung der entsprechenden Gleichungen ausführen
kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Grundkenntnisse über

a) Zusammenhänge von Strom, Spannung und elektrischem Widerstand,
 

b) Oxydation und Reduktion sowie deren Einflüsse auf die Materialien,
 

c) Unterschiede von Basen, Säuren und Salzen,
 

d) Eigenschaften und Verhalten fester, flüssiger und gasförmiger Stoffe,
 

 

2. Berechnen von
a) Längen, Flächen, Rauminhalten und Gewichten,

 

b) Kräften, Momenten, Arbeit, Leistung und Wirkungsgrad,
 

c) Maßänderungen durch Temperatureinflüsse,
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3. statistische Verfahren, insbesondere Erstellen von Tabellen, Statistiken und
Diagrammen zur Kontrolle und zur Entscheidungsfindung.
 

(3) Im Prüfungsfach "Betriebstechnik und Arbeitssicherheit" soll der Prüfungsteilnehmer
nachweisen, daß er Aufbau, Funktionsprinzip und Einsatzmöglichkeiten der technischen
Einrichtungen in der Lagerwirtschaft kennt. Er soll in der Lage sein, die Auswahl,
den Einsatz und die Wartung der einschlägigen Apparate, Geräte, Maschinen und
Anlagen sicherzustellen. Wirtschaftlichkeitserwägungen, energiesparende und
arbeitssicherheitsbezogene Maßnahmen, Umweltverträglichkeit und qualifikationsgerechter
Personaleinsatz sind bei seinen Entscheidungen einzubeziehen. Die betrieblichen
Aufgaben sind so zu koordinieren, daß ein möglichst reibungsloser Betriebsablauf
sichergestellt wird und auftretende Probleme einer Lösung zugeführt werden, die
wirtschaftlichen, sozialen, arbeitssicherheits- und umweltorientierten Erfordernissen
Rechnung trägt. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1. Energieversorgung im Lager-, Versand- und Transportbereich:

a) Energiearten und deren Einsatz, energiesparende Maßnahmen,
 

b) elektrische Anlagen, Notstromversorgungsanlagen, Notbetriebseinrichtungen sowie
Lärmschutzmaßnahmen,
 

c) Schutzmaßnahmen gegen Brand und Explosionsgefahr, Verhalten bei Störungen und
Unfällen, Erste Hilfe,
 

d) spezifische Rechtsvorschriften, Schutzvorschriften und fachspezifische
Bestimmungen zur Arbeitssicherheit sowie betriebliche und außerbetriebliche Organe
der Unfallverhütung,
 

 

2. Meß-, Steuerungs- und Regelungseinrichtungen:
a) Grundlagen der Meß-, Steuerungs- und Regelungstechnik,

 

b) Methoden und Geräte zur Erfassung, Steuerung und Regelung der wesentlichen Größen
wie Druck, Menge, Durchfluß, Gewicht, Füllstand, Temperatur und Feuchtigkeit,
 

c) Sicherstellung der Betriebsbereitschaft,
 

 

3. Apparate, Geräte, Maschinen und Anlagen der Förder- und Verkehrstechnik:
a) Funktionsprinzip, Einsatz und Sicherstellung der Betriebsbereitschaft insbesondere

von Flurförderzeugen, Aufzügen, Lagerhilfsmitteln, Staplern, Kranen, Flaschen
sowie Rohrleitungen, Pumpen und Behältern im innerbetrieblichen Transport von
festen, flüssigen und gasförmigen Stoffen,
 

b) Verkehrsträger im außerbetrieblichen Transport einschließlich der Kenntnis über
einschlägige Transportvorschriften,
 

c) Schutzvorrichtungen an Apparaten, Geräten, Maschinen und Anlagen sowie persönliche
Schutzausrüstungen und besondere Sicherheitsmaßnahmen beim Umgang mit technischen
Einrichtungen,
 

d) Umweltschutz durch Maßnahmen zur Verhinderung von Emissionen, Lärm und anderen
Schadensereignissen,
 

e) umweltgerechte Entsorgung und Wiedergewinnungskreisläufe sowie sonstige Maßnahmen
zum Schutz der Umwelt.
 

 

(4) Im Prüfungsfach "Logistik und Umweltschutz" soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen,
daß er in der Lage ist, Eingang, Lagerung, Ausgang, Verpackung, Versand und Transport
von Gütern zu planen, zu veranlassen und die Durchführung zu kontrollieren. Unter
Verwendung technischer Kommunikations- und Informationsmittel soll er dabei den Einsatz
von Personal, Arbeits- und Betriebsmitteln, Transportmitteln und Verkehrsträgern
so leiten, daß wirtschaftlichen und sozialen Erfordernissen Rechnung getragen wird.
Weiterhin sind Arbeitssicherheits- und Umweltaspekte zu berücksichtigen. Er soll in der
Lage sein, Störungen im Arbeitsablauf und im Umweltbereich rechtzeitig zu erkennen, zu
analysieren und Maßnahmen zu ihrer Verhinderung oder Beseitigung einzuleiten. In diesem
Rahmen können geprüft werden:
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1. Lagerwirtschaft und Logistik:
a) Lagerwirtschaft als Teil der logistischen Kette,

 

b) Kosten der Lagerhaltung unter Berücksichtigung der Kapitalbindung und anderer
Lagerkennzahlen,
 

c) Ordnungssysteme der Lagerverwaltung,
 

d) Einsatz der Informations- und Kommunikationstechniken, Datenverarbeitung,
 

 

2. Wareneingang und Warenausgang:
a) qualitative und quantitative Wareneingangs- und -ausgangskontrolle,

 

b) Entladen und Beladen der Transportmittel und Behälter sowie Zuleitung an
den innerbetrieblichen Bestimmungsplatz beziehungsweise zum Transportmittel
unter Einhaltung der Sicherheitsvorschriften, der Lagerordnung und
Umweltschutzvorschriften, Verhalten beim Umgang mit gesundheitsgefährdenden
Arbeitsstoffen und gefährlichen chemischen Stoffen,
 

c) Bereitstellung von Waren in Kenntnis verschiedener Kommissionierungstechniken
sowie der Belade- und Verschlußvorschriften,
 

 

3. Warenlagerung:
a) Kriterien für die Auswahl unterschiedlicher Lagertypen und Standorte,

 

b) Lagerkosten, Lagernummernsysteme und Kommissionierungstechniken,
 

c) Einlagern der Waren nach Beschaffenheit und Umschlaghäufigkeit unter Einhaltung
der Sicherheits- und Haftungsvorschriften sowie der Lager-Umschlagprinzipien,
Lagerdateien,
 

d) Bestandskontrolle der eingelagerten Waren und Maßnahmen zum Qualitäts- und
Werterhalt,
 

 

4. Verpackung, Versand und Transport:
a) Auswahl und Bewertung von Verpackungsarten, -techniken, -geräten und -werkzeugen,

insbesondere nach Umweltverträglichkeit, Wirtschaftlichkeit, Waren- und
Transportart, Vorschriften und Normen,
 

b) Ermittlung des Frachtraums und Bestimmung des Transportmittels in Abhängigkeit von
Ware, Weg, Zeit, Kosten, Umweltbelastung, gesetzlichen Bestimmungen und anderen
Vorgaben,
 

c) Festlegung des Belade- und Tourenplans, insbesondere nach Wirtschaftlichkeit, Art
der Waren und Eilbedürftigkeit,
 

d) Ausstellen der Begleitpapiere in Kenntnis verschiedener Lieferbedingungen, der
Transport- und Haftpflichtversicherungsvorschriften.
 

 

(5) Im Prüfungsfach "Fachspezifische Situationsaufgabe" soll der Prüfungsteilnehmer
nachweisen, daß er bei einer praxisnahen Situationsaufgabe entsprechende Lösungen
unter Anwendung der in den Absätzen 2 bis 4 aufgeführten Kenntnisse darstellen und
begründen kann. In diesem Rahmen können Aufgaben aus folgenden Betriebssituationen
geprüft werden:
1. normales Betriebsgeschehen,

 

2. Einrichtung oder Umstellung eines Lagers,
 

3. Störungen mit Auswirkungen auf das normale Betriebsgeschehen und auf Dritte.
 

(6) In den in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten Prüfungsfächern ist schriftlich zu prüfen.
Die schriftliche Prüfung soll nicht länger als zehn Stunden dauern; sie besteht
je Prüfungsfach aus einer unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit. Die Mindestzeiten
betragen im Prüfungsfach:
1.  Mathematische und
    naturwissenschaftliche Grundlagen:       1,5 Stunden,
2.  Betriebstechnik und Arbeitssicherheit:   2   Stunden,
3.  Logistik und Umweltschutz:               2   Stunden,
4.  Fachspezifische Situationsaufgabe:       2,5 Stunden.
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(7) Die schriftliche Prüfung ist auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder nach Ermessen
des Prüfungsausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn sie für
das Bestehen der Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung der Prüfungsleistung
von wesentlicher Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung soll je Prüfungsfach und
Prüfungsteilnehmer nicht länger als zehn Minuten, im ganzen nicht länger als 30 Minuten
dauern. § 4 Abs. 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

§ 6 Berufs- und arbeitspädagogischer Teil

(1) Im berufs- und arbeitspädagogischen Teil ist die berufs- und arbeitspädagogische
Qualifikation als Fähigkeit zum selbständigen Planen, Durchführen und Kontrollieren in
folgenden Handlungsfeldern nachzuweisen:
1. Allgemeine Grundlagen:

a) Gründe für die betriebliche Ausbildung,
 

b) Einflußgrößen auf die Ausbildung,
 

c) rechtliche Rahmenbedingungen der Ausbildung,
 

d) Beteiligte und Mitwirkende an der Ausbildung,
 

e) Anforderungen an die Eignung der Ausbilder;
 

 

2. Planung der Ausbildung:
a) Ausbildungsberufe,

 

b) Eignung des Ausbildungsbetriebes,
 

c) Organisation der Ausbildung,
 

d) Abstimmung mit der Berufsschule,
 

e) Ausbildungsplan,
 

f) Beurteilungssystem;
 

 

3. Mitwirkung bei der Einstellung von Auszubildenden:
a) Auswahlkriterien,

 

b) Einstellung, Ausbildungsvertrag,
 

c) Eintragungen und Anmeldungen,
 

d) Planen der Einführung,
 

e) Planen des Ablaufs der Probezeit;
 

 

4. Ausbildung am Arbeitsplatz:
a) Auswählen der Arbeitsplätze und Aufbereiten der Aufgabenstellung,

 

b) Vorbereitung der Arbeitsorganisation,
 

c) Praktische Anleitung,
 

d) Fördern aktiven Lernens,
 

e) Fördern von Handlungskompetenz,
 

f) Lernerfolgskontrollen,
 

g) Beurteilungsgespräche;
 

 

5. Förderung des Lernprozesses:
a) Anleiten zu Lern- und Arbeitstechniken,

 

b) Sichern von Lernerfolgen,
 

c) Auswerten der Zwischenprüfungen,
 

d) Umgang mit Lernschwierigkeiten und Verhaltensauffälligkeiten,
 

e) Berücksichtigen kultureller Unterschiede bei der Ausbildung,
 

f) Kooperation mit externen Stellen;
 

 

6. Ausbildung in der Gruppe:
a) Kurzvorträge,

 

b) Lehrgespräche,
 

c) Moderation,
 

d) Auswahl und Einsatz von Medien,
 

e) Lernen in Gruppen,
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f) Ausbildung in Teams;
 

 

7. Abschluß der Ausbildung:
a) Vorbereitung auf Prüfungen,

 

b) Anmelden zur Prüfung,
 

c) Erstellen von Zeugnissen,
 

d) Abschluß und Verlängerung der Ausbildung,
 

e) Fortbildungsmöglichkeiten,
 

f) Mitwirkung an Prüfungen.
 

 

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem praktischen Teil. Im
schriftlichen Teil soll der Prüfungsteilnehmer in höchstens drei Stunden aus mehreren
Handlungsfeldern fallbezogene Aufgaben unter Aufsicht bearbeiten.

(3) Der praktische Teil besteht aus der Präsentation oder praktischen Durchführung
einer vom Prüfungsteilnehmer auszuwählenden Ausbildungseinheit und einem
Prüfungsgespräch, in dem der Prüfungsteilnehmer Kriterien für die Auswahl und
Gestaltung der Ausbildungseinheit zu begründen hat. Die Prüfung im praktischen Teil
soll höchstens 30 Minuten dauern.

§ 7 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

(1) Von der Prüfung in einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfächern gemäß den §§ 4
und 5 kann der Prüfungsteilnehmer auf Antrag von der zuständigen Stelle freigestellt
werden, wenn er vor einer zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder staatlich
anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuß eine
Prüfung bestanden hat, deren Inhalt den Anforderungen dieser Prüfungsteile oder
Prüfungsfächer entspricht. Eine vollständige Freistellung ist nicht zulässig.

(2) Von der Prüfung im berufs- und arbeitspädagogischen Prüfungsteil ist der
Prüfungsteilnehmer auf Antrag von der zuständigen Stelle freizustellen, wenn er eine
nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem Seemannsgesetz geregelte
Prüfung bestanden hat, deren Inhalt den in § 6 genannten Anforderungen entspricht.
Dasselbe gilt für Prüfungsteilnehmer, die die berufs- und arbeitspädagogische
Eignung auf Grund des Bundesbeamtengesetzes nachgewiesen haben. Wer eine sonstige
staatliche, staatlich anerkannte oder von einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft
abgenommene Prüfung bestanden hat, deren Inhalt den in § 6 genannten Anforderungen
entspricht, kann auf Antrag von der zuständigen Stelle von der Prüfung im berufs- und
arbeitspädagogischen Prüfungsteil freigestellt werden.

§ 8 Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfungsteile gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sind gesondert zu bewerten.
Für jeden dieser Teile der Prüfung ist eine Note als arithmetisches Mittel aus den
Bewertungen der Leistungen in den einzelnen Prüfungsfächern zu bilden. Die Noten der
schriftlichen und mündlichen Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach sind zu einer
Note zusammenzufassen; dabei hat die Note der mündlichen Prüfungsleistung gemäß § 4
Abs. 7 das doppelte Gewicht.

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer in jedem der drei
Prüfungsteile, im Prüfungsfach "Fachspezifische Situationsaufgabe" sowie im
schriftlichen und im praktischen Teil des berufs- und arbeitspädagogischen Teils
mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat; dabei dürfen nur in höchstens einem
Prüfungsfach je Prüfungsteil gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 nicht ausreichende Leistungen
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vorliegen. Bei einer ungenügenden Prüfungsleistung in einem Prüfungsfach ist die
Prüfung nicht bestanden.

(3) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage Seite 1 und ein
Zeugnis gemäß der Anlage Seite 1 und 2 auszustellen. Im Fall der Freistellung gemäß
§ 7 sind - anstelle der Noten - Ort, Datum sowie Bezeichnung des Prüfungsgremiums der
anderweitig abgelegten Prüfung anzugeben.

§ 9 Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer von
einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfächern befreit, wenn er darin in einer
vorangegangenen Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat und er sich
innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der nicht bestandenen
Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung angemeldet hat. Der Prüfungsteilnehmer kann
beantragen, auch bestandene Prüfungsleistungen zu wiederholen. In diesem Fall wird das
letzte Ergebnis berücksichtigt.

§ 10 Übergangsvorschriften

(1) Die bis zum 30. April 1999 begonnenen Prüfungsverfahren können nach den bisherigen
Vorschriften zu Ende geführt werden. Bei der Anmeldung zur Prüfung kann bis zum Ablauf
des 30. November 1999 die Anwendung der bisherigen Vorschriften beantragt werden.

(2) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung nach den bis zum 30. April 1999 geltenden
Vorschriften nicht bestanden haben und sich innerhalb von zwei Jahren ab dem 1. Mai
1999 zu einer Wiederholungsprüfung anmelden, können die Wiederholungsprüfung nach den
am 30. April 1999 geltenden Vorschriften ablegen.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1992 in Kraft.

Anlage (zu § 8 Abs. 3)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1991, 2026 - 2027,
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote
 
S e i t e 1
                           Muster
 
........................................................................
                 (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                            Zeugnis
                           über die
                 Prüfung zum anerkannten Abschluß
       Geprüfter Meister/Geprüfte Meisterin für Lagerwirtschaft
 
Herr/Frau ..............................................................
geboren am ......................... in ................................
hat am ............................. die Prüfung zum anerkannten Abschluß
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       Geprüfter Meister/Geprüfte Meisterin für Lagerwirtschaft
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß
Geprüfter Meister/Geprüfte Meisterin für Lagerwirtschaft vom
15. Oktober 1991 (BGBl. I S. 2020),
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 15. April 1999
(BGBl. I S. 711)
 
                            bestanden.
 
Datum ..............................
Unterschrift .......................
(Siegel der zuständigen Stelle)
 
 
 
                                                           S e i t e 2
Ergebnisse der Prüfung
                                                           Note
  I. Fachübergreifender Teil                            ...........
     1. Grundlagen für kostenbewußtes Handeln           ...........
     2. Grundlagen für rechtsbewußtes Handeln           ...........
     3. Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb    ...........
     (Im Fall des § 7 Abs. 1: "Der Prüfungsteilnehmer
     wurde gemäß § 7 Abs. 1 im Hinblick auf die
     am ................ in .....................
     vor ............... abgelegte Prüfung in diesem
     Prüfungsteil/im Prüfungsfach ..................
     freigestellt.")
 
 II. Fachspezifischer Teil                              ...........
     1. Mathematische und naturwissenschaftliche
        Grundlagen                                      ...........
     2. Betriebstechnik und Arbeitssicherheit           ...........
     3. Logistik und Umweltschutz                       ...........
     4. Fachspezifische Situationsaufgabe               ...........
     (Im Fall des § 7 Abs. 1: Entsprechend
     Klammervermerk unter I. 3.)
 
III. Berufs- und arbeitspädagogischer Teil              ...........
     Die berufs- und arbeitspädagogische Qualifikation
     als Fähigkeit zum selbständigen Planen, Durchführen
     und Kontrollieren wurde durch eine Prüfung mit
     einem schriftlichen und einem praktischen Teil
     nachgewiesen.
     (Im Fall des § 7 Abs. 2: "Der Prüfungsteilnehmer
     wurde gemäß § 7 Abs. 2 im Hinblick auf die
     am ................ in .....................
     vor ............... abgelegte Prüfung in diesem
     Prüfungsteil freigestellt.")
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Verordnung über die Prüfung zum
anerkannten Abschluß Geprüfter
Verkehrsfachwirt/Geprüfte
Verkehrsfachwirtin

VerkPrV

Ausfertigungsdatum: 23.12.1998

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß Geprüfter
Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin vom 23. Dezember 1998 (BGBl. I S. 4065)"

Fußnote

Textnachweis ab: 1. 1.1999

Eingangsformel 

Auf Grund des § 46 Abs. 2 und des § 21 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes vom 14.
August 1969 (BGBl. I S. 1112), die zuletzt durch Artikel 35 der Verordnung vom
vom 21. September 1997 (BGBl. I S. 2390) geändert worden sind, in Verbindung mit
Artikel 56 des Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBl. I S. 705)
und dem Organisationserlaß vom 27. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3288) verordnet das
Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des Ständigen Ausschusses
des Bundesinstituts für Berufsbildung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die
berufliche Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur Verkehrsfachwirtin erworben worden
sind, kann die zuständige Stelle Prüfungen nach den §§ 2 bis 11 durchführen.

(2) Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die notwendigen
Qualifikationen besitzt, um im Güterverkehr, im Personenverkehr oder in der
Verkehrsinfrastruktur eigenständig insbesondere folgende Funktionen verantwortlich
auszuüben:
1. Mitarbeit bei der kaufmännischen Steuerung von Unternehmen der Verkehrswirtschaft,

 

2. Wahrnehmen qualifizierter Aufgaben in der Verkehrswirtschaft, insbesondere
a) Verkehrsdienstleistungen unter Einsatz vorhandener Verkehrsträger im Rahmen der

geltenden rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu konzipieren
und zu realisieren,
 

b) betriebswirtschaftliche und personalwirtschaftliche Steuerungsinstrumente des
Unternehmens für die Realisierung von Verkehrsdienstleistungen einzusetzen und
 

c) Mitarbeiter und Projektteams zu führen, mit Partnerunternehmen und Kunden
dienstleistungsorientiert in Projekten und Teams zu kommunizieren und zu
kooperieren.
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(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluß Geprüfter
Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin.

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Ablegung der schriftlichen Prüfungsleistungen im Prüfungsteil "Grundlegende
Qualifikationen" ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung als Speditionskaufmann/Speditionskauffrau,

Reiseverkehrskaufmann/Reiseverkehrskauffrau, Kaufmann/Kauffrau für Verkehrsservice,
Servicekaufmann/Servicekauffrau im Luftverkehr, Kaufmann/Kauffrau im
Eisenbahn- und Straßenverkehr, Luftverkehrskaufmann/Luftverkehrskauffrau oder
Schiffahrtskaufmann/Schiffahrtskauffrau oder eines anderen kaufmännischen
Ausbildungsberufs der Verkehrswirtschaft und danach eine mindestens einjährige
Berufspraxis oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte Abschlußprüfung in einem anderen anerkannten
kaufmännischen Ausbildungsberuf und eine mindestens zweijährige Berufspraxis oder
 

3. eine mindestens fünfjährige Berufspraxis nachweist.
 

Die Berufspraxis im Sinne des Satzes 1 muß inhaltlich wesentliche Bezüge zu den in § 1
Abs. 2 genannten Funktionen eines Verkehrsfachwirtes haben..

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelassen werden, wer durch Vorlage
von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, daß er Kenntnisse, Fertigkeiten
und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

(3) Zur mündlichen Prüfung des Handlungsbereichs "Führung, Kommunikation und
Kooperation" ist zuzulassen, wer die schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß § 3 Abs. 2
Nr. 1 und 2 bestanden hat.

(4) Zur Prüfung im Prüfungsteil "Spezifische Qualifikationen" ist zuzulassen, wer
1. den erforderlichen Abschluß des Prüfungsteils "Grundlegende Qualifikationen", der

nicht länger als fünf Jahre zurückliegt und
 

2. in den in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Fällen zusätzlich zu den dort genannten
Praxiszeiten mindestens noch ein weiteres Jahr Berufspraxis nachweist.
 

§ 3 Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung gliedert sich in die Prüfungsteile
1. Grundlegende Qualifikationen,

 

2. Spezifische Qualifikationen.
 

(2) Der Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" gliedert sich nach den
Handlungsbereichen
1. Kaufmännische Steuerung und Personalwirtschaft,

 

2. Verkehrswirtschaft und Verkehrsdienstleistungen,
 

3. Führung, Kommunikation und Kooperation.
 

(3) Im Prüfungsteil "Spezifische Qualifikationen" wird der Prüfungsteilnehmer nach
seiner Wahl geprüft in:
1. Güterverkehr,

 

2. Personenverkehr oder
 

3. Verkehrsinfrastruktur.
 

(4) Die "Grundlegenden Qualifikationen" sind anhand praxisorientierter Aufgaben und
Fälle in den Handlungsbereichen "Kaufmännische Steuerung und Personalwirtschaft"
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und "Verkehrswirtschaft und Verkehrsdienstleistungen" jeweils schriftlich, im
Handlungsbereich "Führung, Kommunikation und Kooperation" mündlich zu prüfen. Für
jede dieser schriftlichen Prüfungsleistungen stehen mindestens 90 und höchstens 180
Minuten zur Verfügung; die Gesamtdauer der schriftlichen Prüfung beträgt höchstens 300
Minuten. Die Dauer der mündlichen Prüfung im Handlungsbereich "Führung, Kommunikation
und Kooperation" beträgt in der Regel 30 Minuten. Für ihre Vorbereitung stehen dem
Prüfungsteilnehmer bis zu 20 Minuten Vorbereitungszeit zur Verfügung.

(5) Die "Spezifischen Qualifikationen" gemäß Absatz 3 werden schriftlich geprüft. Die
schriftliche Prüfung besteht aus unter Aufsicht zu bearbeitenden praxisorientierten
Aufgaben und Fällen aus Güterverkehr, Personenverkehr oder Verkehrsinfrastruktur. Die
Prüfung dauert mindestens 180 und höchstens 240 Minuten.

(6) Schriftliche Prüfungsleistungen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2, die mit weniger
als 50 Punkten aber mindestens 40 Punkten bewertet wurden, sind auf Antrag des
Prüfungsteilnehmers durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen. Der Antrag ist
abzulehnen, wenn beide schriftlichen Prüfungsleistungen mit weniger als 50 Punkten
bewertet wurden. Schriftliche Prüfungsleistungen der Spezifischen Qualifikationen,
die mit weniger als 50 Punkten aber mindestens 48 Punkten bewertet wurden, sind
auf Antrag des Prüfungsteilnehmers durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen. Die
Ergänzungsprüfungen sollen nicht länger als 15 Minuten dauern. Das Ergebnis geht in die
Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung ein.

§ 4 Zusatzqualifikationen

(1) Aus dem Prüfungsteil "Spezifische Qualifikationen" können auch weitere
Teilprüfungen gesondert durchgeführt werden.

(2) Zu weiteren Teilprüfungen gemäß Absatz 1 ist zuzulassen, wer bereits eine Prüfung
zum Verkehrsfachwirt/zur Verkehrsfachwirtin bestanden hat.

(3) § 3 Abs. 5, § 6, § 8 Abs. 1 und 3, § 9 Abs. 1 gelten entsprechend.

(4) Über das Bestehen der weiteren Teilprüfung ist eine Bescheinigung auszustellen.

§ 5 Grundlegende Qualifikationen

(1) Im Handlungsbereich "Kaufmännische Steuerung und Personalwirtschaft" ist in
folgenden Qualifikationsschwerpunkten zu prüfen:
1. Betriebswirtschaftliche Steuerung,

 

2. Kosten- und Leistungsrechnung,
 

3. Personalwirtschaft,
 

4. Recht und Haftung.
 

Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er das Zusammenwirken der betrieblichen
Funktionen bei der Erstellung von Verkehrsdienstleistungen erkennen, im Hinblick auf
unternehmerische Ziele und Entscheidungen beurteilen und in einzelne Maßnahmen umsetzen
kann. Dabei soll er insbesondere die Maßstäbe der betriebwirtschaftlichen Effizienz,
die Funktionsfähigkeit der sozialen Organisation des Betriebs, das Zusammenspiel der
technischen, organisatorischen und sozialen Produktionsfaktoren und die rechtlichen
Rahmenbedingungen in seine Arbeit einbeziehen können.

(2) Im Handlungsbereich "Verkehrswirtschaft und Verkehrsdienstleistungen" ist in
folgenden Qualifikationsschwerpunkten zu prüfen:
1. Verkehrswirtschaft in der Volkswirtschaft,

 

2. Strukturen und Leistungserstellung der Verkehrsunternehmen/Logistik,
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3. Außenwirtschaft,
 

4. Verkehrsdienstleistungen.
 

Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er Verkehrsdienstleistungen im Zusammenhang
der betriebswirtschaftlichen, der verkehrs- und außenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
konzipieren und ihre Realisierungsmöglichkeiten realistisch einschätzen kann. Dabei
soll er die Besonderheiten der Betriebswirtschaft von Verkehrsbetrieben, Standortfragen
und moderne logistische Techniken berücksichtigen können. Er soll die Schnittstellen
der Verkehrsdienstleistungen im Zusammenhang umfangreicher Dienstleistungsangebote
erkennen und gestalten sowie Marketingkonzepte für seine Dienstleistungsprodukte
entwerfen können. Die Ergebnisse sollen dem jeweiligen Stand an Sicherheit, Qualität
und Umweltverträglichkeit entsprechen.

(3) Im Handlungsbereich "Führung, Kommunikation und Kooperation" ist in folgenden
Qualifikationsschwerpunkten zu prüfen:
1. Unternehmensziele und Unternehmensorganisation,

 

2. Führung, Kommunikation und Kooperation.
 

Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß der die Funktionen und Bedeutung von
Unternehmenszielen und Unternehmensorganisation in der Verkehrswirtschaft für die
effiziente Erstellung und Realisierung von Verkehrsdienstleistungen im Zusammenspiel
von Mitarbeitern, Partnerunternehmen und Kunden einschätzen und berücksichtigen kann.
Er soll in der Lage sein, Mitarbeiter und Projektgruppen zu führen, Organisations-
und Kooperationsformen bei Verhandlungen, in Konfliktfällen, in der Teamarbeit, im
Projektmanagement und Controlling sowie in der zwischenbetrieblichen Kooperation und
im Umgang mit Kunden zweckmäßig zu gestalten, zu pflegen und zu nutzen. Dabei sollen
die erforderlichen Methoden der Präsentation, Kommunikation und Motivierung eingesetzt
werden.

§ 6 Spezifische Qualifikationen

(1) Im Prüfungsteil "Spezifische Qualifikationen" ist nach Wahl des Prüfungsteilnehmers
zu prüfen in:
1. Güterverkehr,

 

2. Personenverkehr oder
 

3. Verkehrsinfrastruktur.
 

(2) "Güterverkehr" ist in folgenden Qualifikationsschwerpunkten zu prüfen:
1. Verträge und Versicherungen in Güterverkehr und Logistik,

 

2. Standortanalyse, Märkte und Konzeptionierung von Produkten für
Dienstleistungsunternehmen in Güterverkehr und Logistik,
 

3. Leistungserstellung und Auftragsabwicklung in Güterverkehr und Logistik,
 

4. Anwendung und Einsatz der Marketinginstrumente in Güterverkehr und Logistik,
 

5. Sicherheits-, Qualitäts- und Umweltmanagement in Güterverkehr und Logistik.
 

Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er die rechtlichen Rahmenbedingungen
im Güterverkehr und in der Logistik kennt und auch unter dem Aspekt der
Sicherheit bewerten kann. Er soll in der Lage sein, mittels einer Standortanalyse
Dienstleistungsangebote im Güterverkehr und in der Logistik zu entwickeln sowie die
Grundlagen eines diesbezüglichen Marketings anzuwenden. Dabei soll er den Zusammenhang
zwischen einem sicheren sowie umweltverträglichen Transport und Qualitätsansprüchen des
Kunden erkennen und daraus Handlungsschritte entwickeln können.

(3) "Personenverkehr" ist in folgenden Qualifikationsschwerpunkten zu prüfen:
1. Reisevertrags- und Tarifrecht sowie Preisgestaltung im Personenverkehr,

 

2. Verträge und Versicherungen in Personenverkehr/Logistik,
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3. Märkte und Konzeptionierung von Produkten für Dienstleistungsunternehmen in
Personenverkehr/Logistik,
 

4. Leistungserstellung und Auftragsabwicklung und Logistik im Personenverkehr,
 

5. Anwendung und Einsatz der Marketinginstrumente in Personenverkehr/Logistik,
 

6. Sicherheits-, Qualitäts- und Umweltmanagement in Personenverkehr/Logistik.
 

Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er die tariflichen, preislichen und
rechtlichen Rahmenbedingungen im Personenverkehr kennt und auch unter dem Aspekt
der Sicherheit bewerten kann. Ferner soll er in der Lage sein, mittels einer
Standortanalyse Dienstleistungsangebote im Personenverkehr zu entwickeln sowie
die Grundlagen eines diesbezüglichen Marketings anwenden zu können. Dabei soll er
den Zusammenhang zwischen einer sicheren und umweltverträglichen Beförderung und
den Qualitätsansprüchen des Unternehmens und des Reisenden erkennen und daraus
Handlungsschritte entwickeln können.

(4) "Verkehrsinfrastruktur" ist in folgenden Qualifikationsschwerpunkten zu prüfen:
1. Infrastrukturfinanzierung aus öffentlichen Mitteln,

 

2. Vertragsrecht, Versicherungs- und Haftungsrecht,
 

3. Grundlagen des Hoch- und Tiefbaus, Bauordnungsrecht,
 

4. Instandhaltung,
 

5. Märkte und Konzeptionierung von Produkten im Bereich Verkehrsinfrastruktur,
 

6. Leistungserstellung und Auftragsabwicklung im Bereich Verkehrsinfrastruktur,
 

7. Anwendung und Einsatz der Marketinginstrumente im Bereich Verkehrsinfrastruktur,
 

8. Sicherheits-, Qualitäts- und Umweltmanagement im Bereich Verkehrsinfrastruktur.
 

Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, daß er grundlegende Kenntnisse zu den
gesetzlichen Grundlagen und möglichen Finanzierungsmodellen im Bereich der
Verkehrsinfrastruktur besitzt und auch unter dem Aspekt der Sicherheit bewerten kann.
Ferner soll er, ausgehend von einer konkreten Marktsituation und unter Anwendung der
Marketinginstrumente, Dienstleistungsangebote im Bereich der Infrastruktur entwickeln
können. Dabei sollen die Qualitäts- und Umweltaspekte dieser Angebote eingeschätzt und
berücksichtigt werden.

§ 7 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Der Prüfungsteilnehmer kann auf Antrag von der Ablegung einzelner schriftlicher
Prüfungsleistungen befreit werden, wenn er in den letzten fünf Jahren vor einer
zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung
oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuß eine Prüfung mit Erfolg abgelegt hat, die
den Anforderungen der entsprechenden Prüfungsinhalte nach dieser Verordnung entsprach.

§ 8 Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfungsleistungen gemäß § 3 Abs. 1 bis 3 sind gesondert zu bewerten. Bei
der Leistungsbewertung ist die in der Anlage 2 aufgeführte Punktebewertungsskala zu
verwenden. Die Gesamtnote der Prüfung ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der
Punktebewertungen der einzelnen Prüfungsteile.

(2) Die Prüfung im Prüfungsteil "Grundlegende Qualifikationen" ist bestanden, wenn der
Prüfungsteilnehmer in jedem Handlungsbereich mindestens 50 Punkte erbracht hat.

(3) Die Prüfung im Prüfungsteil "Spezifische Qualifikationen" ist bestanden, wenn der
Prüfungsteilnehmer darin mindestens 50 Punkte erbracht hat.

(4) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage 1 und ein Zeugnis
gemäß der Anlage 2 auszustellen. Im Fall der Freistellung gemäß § 7 sind Ort und
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Datum der anderweitig abgelegten Prüfung sowie die Bezeichnung des Prüfungsgremiums
anzugeben.

§ 9 Wiederholung der Prüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer von
einzelnen Prüfungsleistungen befreit, wenn er mit seinen Leistungen darin in einer
vorangegangenen Prüfung mindestens 50 Punkte erzielte und er sich innerhalb von
zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der nicht bestandenen Prüfung an, zur
Wiederholungsprüfung angemeldet hat. Der Prüfungsteilnehmer kann beantragen, auch
bestandene Prüfungsleistungen zu wiederholen. In diesem Fall ist das letzte Ergebnis
für das Bestehen zu berücksichtigen.

§ 10 Ausbildereignung

Wer die Prüfung zum anerkannten Abschluß Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte
Verkehrsfachwirtin mit Erfolg abgelegt hat, ist vom schriftlichen Teil der Prüfung der
nach dem Berufsbildungsgesetz erlassenen Ausbilder-Eignungsverordnung befreit.

§ 11 Übergangsvorschriften

(1) Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung laufenden Prüfungsverfahren können nach den
bisherigen Vorschriften bis zum 31. Dezember 2001 zu Ende geführt werden.

(2) Die zuständige Stelle kann auf Antrag des Prüfungsteilnehmers die
Wiederholungsprüfung gemäß dieser Verordnung durchführen; § 9 Abs. 2 findet in diesem
Fall keine Anwendung.

§ 12 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.

Anlage 1 (zu § 8 Abs. 4)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1998, 4069
 
 
                                M u s t e r
 
........................................................................
                  
(Bezeichnung der zuständigen Stelle)

 
 
                              Z e u g n i s
              über die Prüfung zum anerkannten Abschluß
       "Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin"
 
Herr/Frau ..............................................................
geboren am ...................   in ....................................
hat am .......................   die Prüfung zum anerkannten Abschluß
 
                 Geprüfter Verkehrsfachwirt/
                 Geprüfte Verkehrsfachwirtin
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gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß
"Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin" vom
23. Dezember 1998 (BGBl. I S. 4065)
 
                          bestanden.
 
 
 
Ort, Datum ..........................................
 
Unterschrift(en) ...............................
                 
(Siegel der zuständigen Stelle)

 

Anlage 2 (zu § 8 Abs. 4)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1998, 4070
 
 
                                M u s t e r
 
........................................................................
                  
(Bezeichnung der zuständigen Stelle)

 
 
                              Z e u g n i s
              über die Prüfung zum anerkannten Abschluß
       "Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin"
 
Herr/Frau ..............................................................
geboren am ...................   in ....................................
hat am .......................   die Prüfung zum anerkannten Abschluß
 
                 Geprüfter Verkehrsfachwirt/
                 Geprüfte Verkehrsfachwirtin
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß
"Geprüfter Verkehrsfachwirt/Geprüfte Verkehrsfachwirtin" vom
23. Dezember 1998 (BGBl. I S. 4065) mit folgenden Ergebnissen bestanden:
 
                                    Gesamtnote ...
                                         Datum der  Ort der    Punkte 1)
                                         Prüfung    prüfenden
I.  Grundlegende Qualifikationen                    Stelle
    1. Kaufmännische Steuerung und       ........   .........  .........
       Personalwirtschaft
    2. Verkehrswirtschaft und            ........   .........  .........
       Verkehrsdienstleistungen
    3. Führung, Kommunikation und        ........   .........  .........
       Kooperation
II. Spezifische Qualifikationen
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    Güterverkehr oder Personenverkehr    ........   .........  .........
    oder Verkehrsinfrastruktur
 
(Im Fall des § 7: "Der Prüfungsteilnehmer wurde gemäß § 7 im Hinblick
auf die am ......................... in ................................
vor .......................................... abgelegte Prüfung von den
Prüfungsleistungen .................................. freigestellt.")

 
 
 
 
Ort, Datum .................. Unterschrift(en) .........................
                                                
(Siegel der zuständigen
                                                        Stelle)

 
 
 
 
----------
1) Die Punktebewertungsskala ist wie folgt gegliedert:
   100-92 Punkte = Note 1 = sehr gut; unter 92-81 Punkte = Note 2 =
   gut; unter 81-67 Punkte = Note 3 = befriedigend; unter 67-50 Punkte
   = Note 4 = ausreichend; unter 50-30 Punkte = Note 5 = mangelhaft;
   unter 30-0 Punkte = Note 6 = ungenügend.
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Verordnung über die Prüfung zum
anerkannten Abschluss Geprüfter
Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin nach
dem Berufsbildungsgesetz

BetrWPrV

Ausfertigungsdatum: 12.07.2006

Vollzitat:

"Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte
Betriebswirtin nach dem Berufsbildungsgesetz vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1625)"

Fußnote

Textnachweis ab: 1.8.2006

Eingangsformel 

Auf Grund des § 53 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes
vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) und in Verbindung mit § 1 des
Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3165) und
dem Organisationserlass vom 22. November 2005 (BGBl. I S. 3197) verordnet das
Bundesministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts für Berufsbildung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie:

§ 1 Ziel der Prüfung und Bezeichnung des Abschlusses

(1) Die zuständige Stelle kann berufliche Fortbildungsprüfungen zum Geprüften
Betriebswirt/zur Geprüften Betriebswirtin nach den §§ 2 bis 10 durchführen, in
denen die auf einen beruflichen Aufstieg abzielende Erweiterung der beruflichen
Handlungsfähigkeit nachzuweisen ist.

(2) Ziel der Prüfung ist der Nachweis der Qualifikation zum Geprüften Betriebswirt/zur
Geprüften Betriebswirtin. Die Qualifikation umfasst die Befähigung, unternehmerisch
kompetent, zielgerichtet und verantwortungsvoll Lösungen für betriebswirtschaftliche
Problemstellungen der Unternehmen, insbesondere im Zusammenhang mit den
Herausforderungen des internationalen Wettbewerbs entwickeln zu können und dabei die
ökonomische, ökologische und soziale Dimension eines nachhaltigen Wirtschaftens zu
berücksichtigen. Hierzu gehört, insbesondere nachfolgende Aufgaben ausüben zu können:
1. Strategiefindung und -umsetzung im Rahmen einer nachhaltigen Unternehmensführung,

 

2. Gestaltung der organisatorischen Rahmenbedingungen des Unternehmens unter Nutzung
moderner Informations- und Kommunikationstechniken,
 

3. Auswahl und Einsatz der personalwirtschaftlichen Instrumente zur Sicherung der
Unternehmensziele,
 

4. Leitung und Koordination der betrieblichen Leistungsprozesse unter Berücksichtigung
der rechtlichen Rahmenbedingungen.
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Der Betriebswirt soll auf der Basis eines an Werten orientierten, strategisch
ausgerichteten Verständnisses des wirtschaftlichen Handelns diese Aufgaben mit
betriebswirtschaftlicher Fachkompetenz, verbunden mit Methoden- und Sozialkompetenz
wahrnehmen können.

(3) Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluss Geprüfter
Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin. Die Zeugnisse der Anlagen 1 und 2 sind mit
folgender Fußnote zu versehen: Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin
nach dem Berufsbildungsgesetz für die Bereiche der Industrie, des Handels und der
Dienstleistungen.

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer
1. eine mit Erfolg abgelegte IHK-Aufstiegsfortbildungsprüfung zum Fachwirt oder

Fachkaufmann oder eine vergleichbare kaufmännische Fortbildungsprüfung nach dem
Berufsbildungsgesetz nachweist
oder
 

2. eine mit Erfolg abgelegte staatliche oder staatlich anerkannte Prüfung an einer auf
eine Berufsausbildung aufbauenden kaufmännischen Fachschule und eine anschließende
mindestens dreijährige Berufspraxis nachweist.
 

Die Berufspraxis im Sinn der Nummer 2 muss in Tätigkeiten abgeleistet worden sein,
die der beruflichen Qualifikation eines Geprüften Betriebswirts/einer Geprüften
Betriebswirtin nach § 1 dienlich sind.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelassen werden, wer durch Vorlage
von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, Kenntnisse und
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) erworben zu haben, die die Zulassung zur
Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung gliedert sich in die Prüfungsteile:
1. Wirtschaftliches Handeln und betriebliche Leistungsprozesse,

 

2. Führung und Management im Unternehmen,
 

3. Projektarbeit und projektarbeitsbezogenes Fachgespräch.
 

(2) Im Prüfungsteil nach Absatz 1 Nr. 1 ist schriftlich in Form von anwendungsbezogenen
Aufgabenstellungen gemäß § 4 zu prüfen. Im Prüfungsteil nach Absatz 1 Nr. 2 ist
sowohl schriftlich als auch mündlich in Form von anwendungsbezogenen, integrierten
Situationsaufgaben nach § 5 zu prüfen. Im Prüfungsteil nach Absatz 1 Nr. 3 wird
eine praxisorientierte Projektarbeit mit kaufmännischem Hintergrund erstellt und ein
Fachgespräch nach § 6 durchgeführt.

(3) Der Prüfungsteil nach Absatz 1 Nr. 2 darf erst nach Ablegen des Prüfungsteils nach
Absatz 1 Nr. 1 durchgeführt werden.

(4) Die Prüfung nach Absatz 1 Nr. 3 darf erst nach erfolgreichem Abschluss der
Prüfungsteile nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 durchgeführt werden.

(5) Mit dem Prüfungsteil nach Absatz 1 Nr. 3 soll spätestens ein Jahr nach dem letzten
erfolgreichen Abschluss der Prüfungsteile nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 begonnen werden.
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§ 4 Wirtschaftliches Handeln und betriebliche Leistungsprozesse

(1) Im Prüfungsteil "Wirtschaftliches Handeln und betriebliche Leistungsprozesse" soll
die Fähigkeit nachgewiesen werden, der Dominanz des Marktes unter den Bedingungen
der Globalisierung Rechnung tragen zu können. Insbesondere sollen vertiefte
Kenntnisse der Möglichkeiten einer auf betriebswirtschaftlichen Kennzahlen gestützten
finanzwirtschaftlichen Steuerung des Unternehmens, die den rechtlichen und steuerlichen
Rahmenbedingungen der Unternehmen gerecht werden, nachgewiesen werden.

(2) Der Prüfungsteil "Wirtschaftliches Handeln und betriebliche Leistungsprozesse"
gliedert sich in folgende Prüfungsbereiche:
1. Marketing-Management,

 

2. Bilanz- und Steuerpolitik des Unternehmens,
 

3. Finanzwirtschaftliche Steuerung des Unternehmens,
 

4. Rechtliche Rahmenbedingungen der Unternehmensführung,
 

5. Europäische und internationale Wirtschaftsbeziehungen.
 

(3) Im Prüfungsbereich "Marketing-Management" soll die Fähigkeit nachgewiesen
werden, Marketing als managementbetriebenen Prozess zu verstehen und anwenden zu
können. Marketingaspekte sollen methodisch und strukturiert auf die spezifischen
Rahmenbedingungen des Unternehmens übertragen und umgesetzt werden. In diesem Rahmen
können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Analyse der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eines Unternehmens,

 

2. Formulierung eines strategischen und operativen Zielprogramms,
 

3. Formulierung zielgerichteter Marketingstrategien,
 

4. Auswahl geeigneter Marketingaktivitäten und deren Umsetzung,
 

5. Bestimmung geeigneter Kontrollverfahren.
 

(4) Im Prüfungsbereich "Bilanz- und Steuerpolitik des Unternehmens" soll die Fähigkeit
nachgewiesen werden, alle Kernbereiche der finanzorientierten Unternehmensführung unter
steuerlichen Gesichtspunkten gestalten zu können. Das Ergebnis der Geschäftstätigkeit
soll unter Berücksichtigung der aktuellen Situation und Zielsetzung des Unternehmens
durch Nutzung der Gestaltungsmöglichkeiten der Bilanzpolitik dargestellt werden können.
Dabei sind Kenntnisse des Steuersystems sowie der nationalen und internationalen
Rechnungslegungsvorschriften anzuwenden. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. das Steuersystem in seiner Bedeutung für das Unternehmen,

 

2. zielorientierter Einsatz der Instrumente der Bilanzanalyse,
 

3. Unterstützung der Unternehmensziele durch Bilanz- und Steuerpolitik,
 

4. internationale Rechnungslegungsvorschriften.
 

(5) Im Prüfungsbereich "Finanzwirtschaftliche Steuerung des Unternehmens" soll
die Fähigkeit nachgewiesen werden, das Controlling des Unternehmens zielgerichtet
zur Planung, Steuerung und Kontrolle der finanzwirtschaftlichen Prozesse einsetzen
zu können. Dazu gehört, in der Lage zu sein, durch effiziente Auswahl geeigneter
Controlling-Instrumente ein Managementinformationssystem einzuführen, das die
gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen Leistungs- und Finanzprozessen abbildet. Es soll
gezeigt werden, aus den Ergebnissen die maßgeblichen Steuerungsinformationen für die
Mittelbeschaffung und die Mittelverwendung des Unternehmens ableiten zu können. In
diesem Rahmen können folgende Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Gestaltung des Controllings als Instrument der Unternehmensführung,

 

2. Aufbau eines kennzahlengesteuerten Managementinformationssystems,
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3. Steuerung der Beschaffung von Mitteln im Finanzprozess,
 

4. Lenkung der Mittelverwendung im Unternehmen.
 

(6) Im Prüfungsbereich "Rechtliche Rahmenbedingungen der Unternehmensführung" soll
die Fähigkeit nachgewiesen werden, aus nationalen und internationalen rechtlichen
Rahmenbedingungen ergebende Risiken einordnen zu können. Die erforderliche
unternehmerische Risikobereitschaft und die damit verbundenen rechtlichen und
wirtschaftlichen Konsequenzen sollen eingeschätzt und unternehmensspezifisch
ausgewogen und sensibel umgesetzt werden können. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Haftungstatbestände für Unternehmen und die Unternehmensleitung,

 

2. Vertragstypen und deren Gestaltung,
 

3. nationale Ansätze des Wettbewerbsrechts,
 

4. Arbeitsrecht und dessen Einfluss auf unternehmerische Entscheidungen,
 

5. Auswirkungen der EU-Gesetzgebung auf nationales Recht.
 

(7) Im Prüfungsbereich "Europäische und internationale Wirtschaftsbeziehungen" soll
die Fähigkeit nachgewiesen werden, zentrale wirtschaftspolitische Fragestellungen
erfassen und in ihren Konsequenzen für das jeweilige Unternehmen auch unter
Einbeziehung englischsprachiger Dokumente auswerten zu können. Es ist ein tiefgehendes
Verständnis der grundlegenden Zusammenhänge und Besonderheiten des internationalen
Wirtschaftsverkehrs sowie der zunehmenden Bedeutung der Internationalisierung
der wirtschaftlichen Kooperation zu zeigen. In diesem Rahmen können folgende
Qualifikationsinhalte geprüft werden:
1. Auswirkungen makroökonomischer Aspekte globalisierter Märkte auf die

Unternehmenspolitik,
 

2. Aufbau- und Realisierung von Außenwirtschaftsbeziehungen,
 

3. Abwickeln der außenwirtschaftlichen Transaktionen in verschiedenen Währungsgebieten,
 

4. Abwicklung des internationalen Warenverkehrs unter Berücksichtigung
unterschiedlicher Wirtschaftskulturen und rechtlicher Rahmenbedingungen.
 

(8) Die Prüfung in den in Absatz 2 genannten Prüfungsbereichen ist schriftlich
durchzuführen. Die schriftliche Prüfung in den in Absatz 2 genannten Prüfungsbereichen
soll insgesamt nicht länger als 720 Minuten dauern. Sie besteht je Prüfungsbereich
aus einer unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit. Im Prüfungsbereich "Europäische
und internationale Wirtschaftsbeziehungen" ist eine in der Fremdsprache Englisch
formulierte Aufgabenstellung enthalten, die auf Deutsch zu beantworten ist. Die
Mindestprüfungszeiten betragen in den Prüfungsbereichen:
1.   Marketing-Management                                  90 Minuten,
2.   Bilanz- und Steuerpolitik 
     des Unternehmens                                      90 Minuten,
3.   Finanzwirtschaftliche Steuerung 
     des Unternehmens                                      90 Minuten,
4.   Rechtliche Rahmenbedingungen 
     der Unternehmensführung                               90 Minuten,
5.   Europäische und internationale 
     Wirtschaftsbeziehungen                               120 Minuten.

(9) Wurden in nicht mehr als zwei schriftlichen Prüfungsleistungen nach Absatz
2 mangelhafte Prüfungsleistungen erbracht, ist darin jeweils eine mündliche
Ergänzungsprüfung anzubieten. Bei einer oder mehreren ungenügenden schriftlichen
Prüfungsleistungen besteht diese Möglichkeit nicht. Die Ergänzungsprüfung soll
anwendungsbezogen durchgeführt werden und soll je Prüfungsbereich in der Regel nicht
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länger als 20 Minuten dauern. Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung und die
der mündlichen Ergänzungsprüfung werden zu einer Note zusammengefasst. Dabei wird die
Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung doppelt gewichtet.

§ 5 Führung und Management im Unternehmen

(1) Im Prüfungsteil "Führung und Management im Unternehmen" ist die Fähigkeit
nachzuweisen, nachhaltige, ethischer Verantwortung gerecht werdende Strategiefindungs-
und -umsetzungsprozesse gestalten zu können. Hierauf aufbauend ist insbesondere
aufzuzeigen, eine auf Flexibilität ausgerichtete Unternehmenspolitik durch
wirtschaftliche Nutzung der Möglichkeiten der Unternehmensorganisation und durch den
Einsatz personalpolitischer Steuerungsinstrumente unterstützen zu können.

(2) Der Prüfungsteil "Führung und Management im Unternehmen" umfasst die
Handlungsbereiche:
1. Unternehmensführung,

 

2. Unternehmensorganisation und Projektmanagement,
 

3. Personalmanagement.
 

Aus diesen drei Handlungsbereichen werden integrierende Situationsaufgaben unter
Berücksichtigung der Inhalte des Prüfungsteils "Wirtschaftliches Handeln und
betriebliche Leistungsprozesse" gestellt. Die drei Situationsaufgaben sind insgesamt
so zu gestalten, dass alle Qualifikationsschwerpunkte der Handlungsbereiche
mindestens einmal thematisiert werden. Die Handlungsbereiche "Unternehmensführung"
und "Unternehmensorganisation und Projektmanagement" bilden jeweils den Schwerpunkt
einer der beiden schriftlichen Situationsaufgaben. Eine dritte Situationsaufgabe
mit dem Schwerpunkt aus dem Handlungsbereich "Personalmanagement" ist Gegenstand des
situationsbezogenen Fachgespräches nach Absatz 6. Die Prüfungsdauer der schriftlichen
Situationsaufgaben beträgt jeweils mindestens 240 Minuten, höchstens jedoch 300
Minuten. Das situationsbezogene Fachgespräch soll für jeden Prüfungsteilnehmer in der
Regel mindestens 30 Minuten dauern. Den Prüfungsteilnehmern ist eine Vorbereitungszeit
von in der Regel 30 Minuten zu gewähren.

(3) Der Handlungsbereich "Unternehmensführung" enthält folgende
Qualifikationsschwerpunkte:
1. Gestaltung der Strategiefindung, -umsetzung und -controlling,

 

2. Entwicklung und Umsetzung von Zielsystemen im Unternehmen,
 

3. Steuerung und Kontrolle der betrieblichen Planung,
 

4. Management einer kundenorientierten Qualitätspolitik,
 

5. Management einer nachhaltigen, umweltorientierten Ökologiepolitik.
 

(4) Der Handlungsbereich "Unternehmensorganisation und Projektmanagement" enthält
folgende Qualifikationsschwerpunkte:
1. Organisation als strategischer Erfolgsfaktor des Unternehmens,

 

2. Gestaltung einer integrativen Organisationsentwicklung,
 

3. wirtschaftliche Nutzung der Informations- und Kommunikationstechniken,
 

4. Festlegung der Organisationsformen von Projekten,
 

5. Planung, Steuerung und Kontrolle von Projekten.
 

(5) Der Handlungsbereich "Personalmanagement" enthält folgende
Qualifikationsschwerpunkte:
1. Bestimmung der Vorgaben für die quantitative und qualitative Personalplanung des

Unternehmens,
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2. situationsgerechte Auswahl der Formen der Personalbeschaffung,
 

3. Planung, Steuerung und Kontrolle der Personalentwicklung im Unternehmen.
 

(6) Im situationsbezogenen Fachgespräch soll die Fähigkeit nachgewiesen werden,
Aufgabenstellungen analysieren, strukturieren und einer begründeten Lösung zuführen
zu können. Der Lösungsvorschlag ist unter Einbeziehung von Präsentationstechniken zu
erläutern und zu erörtern.

§ 6 Projektarbeit und projektarbeitsbezogenes Fachgespräch

(1) Der Prüfungsteil "Projektarbeit und projektarbeitsbezogenes Fachgespräch" gliedert
sich in folgende Prüfungsbereiche:
1. Projektarbeit,

 

2. projektarbeitsbezogenes Fachgespräch.
 

(2) In einer fachübergreifenden Projektarbeit soll nachgewiesen werden,
eine komplexe Problemstellung der betrieblichen Praxis erfassen, darstellen,
beurteilen und lösen zu können. Die Themenstellung kann alle der in den §§ 4 und
5 genannten Prüfungsanforderungen umfassen. Sie soll die betriebliche Praxis des
Prüfungsteilnehmers oder der Prüfungsteilnehmerin berücksichtigen.

(3) Das Thema der Projektarbeit wird vom Prüfungsausschuss gestellt und soll
Vorschläge des Prüfungsteilnehmers oder der Prüfungsteilnehmerin berücksichtigen. Die
Projektarbeit ist als schriftliche Hausarbeit anzufertigen. Der Prüfungsausschuss soll
den Umfang der Arbeit begrenzen. Die Bearbeitungszeit beträgt 30 Kalendertage.

(4) Ausgehend von der Projektarbeit nach Absatz 2 ist in einem projektarbeitsbezogenen
Fachgespräch nachzuweisen, Berufswissen in unternehmenstypischen Situationen anwenden
und sachgerechte Lösungen im Sinne der Unternehmenspolitik erarbeiten zu können. Das
projektarbeitsbezogene Fachgespräch soll in der Regel mindestens 30 Minuten dauern. Die
Präsentationszeit soll dabei 15 Minuten nicht überschreiten.

(5) Das projektarbeitsbezogene Fachgespräch ist nur zu führen, wenn in der
Projektarbeit mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden.

§ 7 Bewerten der Prüfungsteile und Bestehen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungsleistungen mit mindestens
"ausreichend" bewertet wurden.

(2) Die Prüfungsteile "Wirtschaftliches Handeln und betriebliche Leistungsprozesse",
"Führung und Management im Unternehmen" und "Projektarbeit und projektarbeitsbezogenes
Fachgespräch" sind jeweils gesondert zu bewerten.

(3) Für den Prüfungsteil "Wirtschaftliches Handeln und betriebliche Leistungsprozesse"
ist eine Note aus dem Durchschnittswert der Punktebewertungen der Leistungen in den
einzelnen Prüfungsbereichen zu bilden.

(4) Für den Prüfungsteil "Führung und Management im Unternehmen" ist eine Note
aus dem Durchschnittswert der Punktebewertungen der Leistungen in den einzelnen
Situationsaufgaben zu bilden.

(5) Für den Prüfungsteil "Projektarbeit und projektarbeitsbezogenes Fachgespräch" ist
eine Note aus dem Durchschnittswert der Punktebewertungen der Prüfungsleistungen in
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der schriftlichen Projektarbeit und dem projektarbeitsbezogenen Fachgespräch zu bilden.
Das projektarbeitsbezogene Fachgespräch ist nach Inhalt und Form gesondert zu bewerten;
dabei wird der Inhalt doppelt gewichtet.

(6) Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis gemäß der Anlage 1 sowie ein Zeugnis
gemäß der Anlage 2 auszustellen, aus dem die in den Prüfungsteilen erzielten Noten und
die in den Prüfungsleistungen erzielten Punkte hervorgehen.

§ 8 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin kann auf Antrag von der Ablegung
einzelner schriftlicher Prüfungsleistungen befreit werden, wenn in den letzten fünf
Jahren vor einer zuständigen Stelle, einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss eine Prüfung mit
Erfolg abgelegt wurde, die den Anforderungen der entsprechenden Prüfungsinhalte nach
dieser Verordnung entspricht. Eine Freistellung von den Prüfungsleistungen nach § 5
Abs. 2 Nr. 3 und § 6 ist nicht zulässig.

§ 9 Wiederholung der Prüfung

(1) Jeder Prüfungsteil, der nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer oder
die Prüfungsteilnehmerin von einzelnen Prüfungsleistungen befreit, wenn die darin
in einer vorangegangenen Prüfung erbrachten Leistungen mindestens ausreichend sind
und der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin sich innerhalb von zwei
Jahren, gerechnet vom Tage der nicht bestandenen Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung
angemeldet hat. Dabei können auch bestandene Prüfungsleistungen auf Antrag einmal
wiederholt werden. In diesem Fall gilt das Ergebnis der letzten Prüfung.

(3) Ist das projektarbeitsbezogene Fachgespräch nicht bestanden, muss für die
Wiederholungsprüfung die Projektarbeit als neue Aufgabe gestellt werden.

§ 10 Übergangsvorschriften

Begonnene Prüfungsverfahren zum Betriebswirt (IHK)/zur Betriebswirtin (IHK) können
bis zum 30. Juni 2010 nach den bisherigen Vorschriften zu Ende geführt werden. Die
zuständige Stelle kann auf Antrag des Prüfungsteilnehmers die Wiederholungsprüfung auch
nach dieser Verordnung durchführen; § 9 Abs. 2 findet in diesem Fall keine Anwendung.
Im Übrigen kann bei der Anmeldung zur Prüfung bis zum Ablauf des 31. Dezember 2008 die
Anwendung der bisherigen Vorschriften bis zum 30. Juni 2010 beantragt werden.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2006 in Kraft.

Anlage 1 (zu § 1 Abs. 3 und zu § 7 Abs. 6)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2006, 1630
 
                                 Muster
..............................................................................
                   (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
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                                Zeugnis
               über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
             Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin
 
Herr/Frau .................................................................... 
geboren am ............................ in ................................... 
hat am ................................ die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
           Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin *)
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter 
Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin nach dem Berufsbildungsgesetz vom 
12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1625)
 
                              bestanden.
 
Datum ............................................ 
Unterschrift(en) ................................. 
                  (Siegel der zuständigen Stelle)
-----
*)Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin nach dem Berufsbildungsgesetz für die

Bereiche der Industrie, des Handels und der Dienstleistungen.
 

Anlage 2 (zu § 1 Abs. 3 und zu § 7 Abs. 6)

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2006, 1631
 
                                Muster
.............................................................................. 
                   (Bezeichnung der zuständigen Stelle)
 
                               Zeugnis
               über die Prüfung zum anerkannten Abschluss
             Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin
 
Herr/Frau .................................................................... 
geboren am ........................... in .................................... 
hat am ............................... die Prüfung zum anerkannten Abschluss
 
                Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin 1)
 
gemäß der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfter 
Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin nach dem Berufsbildungsgesetz vom
12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1625) mit folgenden Ergebnissen bestanden:
 
                                                        Punkte 2)    Note
1.  Wirtschaftliches Handeln und betriebliche
    Leistungsprozesse                                                .........
    1.1 Marketing-Management                            .........
    1.2 Bilanz- und Steuerpolitik des Unternehmens      .........
    1.3 Finanzwirtschaftliche Steuerung des
        Unternehmens                                    .........
    1.4 Rechtliche Rahmenbedingungen der
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        Unternehmensführung                             .........
    1.5 Europäische und internationale
        Wirtschaftsbeziehungen                          .........
2.  Führung und Management im Unternehmen                            .........
    2.1 Integrative, schriftliche Situationsaufgaben
        mit Schwerpunkt im
        Handlungsbereich: Unternehmensführung           .........
        Handlungsbereich: Unternehmensorganisation
        und Projektmanagement                           .........
    2.2 Situationsbezogenes Fachgespräch mit
        Schwerpunkt im
        Handlungsbereich: Personalmanagement            .........
3.  Projektarbeit und projektarbeitsbezogenes
    Fachgespräch                                                     .........
    Projektarbeit/Thema                                 ......... 
    .................................................
    .................................................
    Projektarbeitsbezogenes Fachgespräch                .........
 
(Im Fall des § 8: "Der Prüfungsteilnehmer/Die Prüfungsteilnehmerin wurde gemäß 
§ 8 im Hinblick auf die am ............. in .............. vor ...............
................ abgelegte Prüfung im Prüfungsbereich/Handlungsbereich ....... 
freigestellt.")
 
Datum .......................................... 
Unterschrift(en) ............................... 
                 (Siegel der zuständigen Stelle)
-----
1) Geprüfter Betriebswirt/Geprüfte Betriebswirtin nach dem Berufsbildungsgesetz für die

Bereiche der Industrie, des Handels und der Dienstleistungen.
 

2) Den Bewertungen liegt folgender Punkteschlüssel zu Grunde: .............
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